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Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung  
des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
Frau Staatssekretärin Ina-Maria Ulbrich 
Alexandrinenstraße 1 

19055 Schwerin 

  

    

Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Novellierung des 
Personalvertretungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern 

 

Sehr geehrte Frau Staatssekretärin, 

 

mit Schreiben vom 13. Januar 2026 hat das Ministerium für Inneres und Bau 

des Landes Mecklenburg-Vorpommern den Deutschen Gewerkschaftsbund 
(DGB) um eine Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Novellierung 

des Personalvertretungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern gebeten. Dieser 
Bitte kommt der DGB hiermit gerne nach.  

Aufgrund der hohen Bedeutung des Gesetzgebungsverfahrens für die Beschäf-

tigten im Land Mecklenburg-Vorpommern hat am 23. Januar 2026 zusätzlich zu 

dieser Stellungnahme ein Beteiligungsgespräch zwischen den Gewerkschaften 
des DGB und dem Innenministerium stattgefunden.  

 

Zur Gesamtbewertung des vorliegenden Entwurfes 

Der DGB begrüßt und unterstützt den vorliegenden Gesetzesentwurf. Inhaltlich 
ist er ein Kompromiss aus in Teilen deutlich weitergehenden Vorstellungen des 
DGB und seiner Gewerkschaften und der vom Innenministerium und dem Kom-
munalen Arbeitgeberverband in die Diskussion eingebrachte Perspektive der 
Dienstherren bzw. öffentlichen Arbeitgeber.  

Das bisherige Gesetz von 1993 berücksichtigt nicht die Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichtes von 1995 (und fortfolgend) zu den verfassungs-

rechtlichen Grenzen der Mitbestimmung. Diese Rechtsprechung geht stark ver-
kürzt davon aus, dass der Spruch der Einigungsstelle nur empfehlenden Cha-

rakter hat. Eine verbindliche Mitbestimmung ist nur zu einem Katalog 

begrenzter Mitbestimmungstatbestände möglich, der im Gesetz definiert wer-

den muss. Dies ist im Personalvertretungsgesetz von 1993 (natürlich) nicht ge-
schehen. Das bestehende Gesetz muss also stets verfassungskonform 
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ausgelegt und interpretiert werden. Es spricht nicht für sich selbst. Sein Wort-
laut ist an vielen Stellen verfassungsrechtlich überholt. Eine Novellierung ist 

seit langem überfällig.  

Der vorliegende Gesetzesentwurf greift an zahlreichen Stellen die bewährte Ge-

setzgebung anderer norddeutscher Länder auf. Beispiele hierfür sind die vorge-
sehene Definition von Maßnahmen, das vorgesehene Verhältnis zwischen Allzu-

ständigkeit und Katalogen von Mitbestimmungstatbeständen und die 
erweiterten Informationsrechte der Personalräte. Die Orientierung am Stan-

dard anderer Personalvertretungsgesetze norddeutscher Länder ist sachge-
recht und naheliegend. Angesichts des überschaubaren Zeitfensters, welches 
bis zur nächsten Landtagswahl für ein derart komplexes Gesetzgebungsverfah-
ren verbleibt, unterstützt der DGB den Ansatz, Experimente zu vermeiden und 
sich an den bewährten Standards der anderen norddeutschen Länder zu orien-

tieren.  

Gleichzeitig besteht mit der konsequenten Orientierung am Standard der ande-

ren norddeutschen Länder die Chance, mehr als 35 Jahre nach der Wiederver-
einigung eine Ost-West-Angleichung der Arbeitsbedingungen im öffentlichen 

Dienst vorzunehmen. Der öffentliche Dienst in Mecklenburg-Vorpommern 
würde eine Anpassung an das Niveau an Mitbestimmung und Beteiligung errei-

chen, das in den nordwestlichen Bundesländern teilweise seit Jahrzehnten üb-
lich ist.  

Der DGB plädiert darüber hinaus dafür, im Rahmen des Gesetzgebungsverfah-
rens weiterhin einen Konsens zwischen der Landesregierung und den Spitzen-
organisationen der Gewerkschaften anzustreben.  

Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf sollen Zusagen und Ankündigungen der 

Regierungskoalition aus dem aktuellen Koalitionsvertrag umgesetzt werden. 

Der Koalitionsvertrag wäre mit der Verabschiedung des vorliegenden Geset-

zesentwurfes durch den Landtag erfüllt.  

Diese positive Bewertung darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass an 

mehreren Stellen noch Anpassungsbedarfe am vorliegenden Gesetzesentwurf 

bestehen. Dies betrifft insbesondere die  

• Regelungen zur Freistellung, insbesondere in § 38, aber auch hinsicht-

lich der Stufenvertretungen in § 46 und der Gesamtpersonalräte in § 47,  

• eine fehlende Sonderregelung für den Bereich des TV-Forst,  

• die Ausgestaltung der neuen Begründungspflicht in § 75 Abs. 2,  

• die vom DGB kritisierte Möglichkeit der Verkürzung auf eine Drei-Tages-
Frist in § 75 Abs. 2 und  

• ein weiter zu fassendes Initiativrecht des Personalrates. 

Der DGB und das Innenministerium haben diese Punkte im Beteiligungsge-
spräch am 23. Januar 2026 gemeinsam erörtert.  

Der DGB strebt in diesen Fragen eine kurzfristige sachgerechte Verständigung 

mit der Landesregierung an.  
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Im Rahmen der parlamentarischen Beratungen zu dem vorliegenden Geset-
zesentwurf werden der DGB und seine Gewerkschaften voraussichtlich  

• den Umfang der Freistellungen in § 38,  

• den Umfang der Freistellungen für Schulungs- und Bildungsveranstal-

tungen der Personalräte in § 39, 

• die Ausgestaltung des Kataloges der uneingeschränkten Mitbestim-
mung nach § 82 und  

• die Einrichtung von Wirtschaftsausschüssen in wirtschaftlich tätigen 

Anstalten und Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie Stiftungen 

nach dem Vorbild des Betriebsverfassungsgesetzes und der Personal-

vertretungsgesetzes anderer Länder  

thematisieren.  

 

Zur Vorgeschichte des vorliegenden Gesetzesentwurfes  

Die Koalitionspartner in Mecklenburg-Vorpommern haben sich in der Koaliti-

onsvereinbarung 2021-2026 auf eine Novellierung des Personalvertretungsge-

setzes verständigt. In den Randziffern 30 und 318 heißt es dazu: 

„(30) Wir wollen das Personalvertretungsgesetz an die Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts anpassen. Dabei wollen wir auch die demo-

kratische Teilhabe junger Menschen stärken.“ 

„(318) (…) Gleichzeitig werden die Koalitionspartner die personalver-
tretungsrechtliche Mitbestimmung für alle Menschen, die mit den 

Hochschulen in einer Arbeitsbeziehung stehen, ausbauen.“ 

Bereits die schwarz-rote Vorgängerregierung hatte den Novellierungsbedarf in 

ihrem Koalitionsvertrag festgestellt, jedoch keine ausreichenden Bemühungen 
aller Ressorts zur Vorbereitung einer Novellierung unternommen. 

Im Vorfeld beider Landtagswahlen hat der DGB zu diesem Thema in seinen An-

forderungen zur Landtagswahl folgendes formuliert:  

„Mitbestimmung stärken 

Das Personalvertretungsgesetz weist einen Novellierungsbedarf auf. Es 
ist seit 1993 weitgehend unverändert geblieben. Fortschritte in der Mit-

bestimmung in anderen Bundesländern und Entwicklungen in der 
Rechtsprechung wurden seitdem nicht mehr nachvollzogen. Die Mitbe-

stimmung der Personalräte ist deshalb durch eine Novellierung des Per-

sonalvertretungsgesetzes zu stärken. Dabei ist eine Ausweitung der Mit-
bestimmung bei personellen, organisatorischen und sozialen 

Maßnahmen zu gewährleisten. Darüber hinaus sind die individuellen 

Rechte der Beschäftigten auszubauen, die Gleichstellung von Frauen 
und Männern zu implementieren und die überholten Begrifflichkeiten 
der Statusgruppen zu überarbeiten. Der Gesetzesentwurf ist in enger 
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Abstimmung mit den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften zu 
entwickeln.“ 

Darüber hinaus hat der DGB bereits im Juni 2017 ein umfangreiches Eckpunkte-
papier zur Novellierung des Personalvertretungsgesetzes Mecklenburg-Vor-

pommern vorgelegt und an die Landesregierung übermittelt. Das damalige 
Eckpunktepapier des DGB gab den damaligen Stand der gewerkschaftlichen 

Diskussion wieder. Es berücksichtigt nicht die seitdem erfolgte Rechtsentwick-
lung (beispielsweise durch die Novellierung des Bundespersonalvertretungsge-

setzes) und auch nicht die seitdem erfolgten Veränderungen in der Arbeitswelt 
(beispielsweise durch die Digitalisierung und die Flexibilisierung von Arbeitsfor-
men).   

Die Novellierung des Personalvertretungsgesetzes und damit die Neuordnung 
der Mitbestimmung im öffentlichen Sektor des Landes und der Kommunen in 
Mecklenburg-Vorpommern besitzen für den DGB und seinen Gewerkschaften 

höchste politische Relevanz – nicht nur wegen der hohen Zahl der betroffenen 

Beschäftigten und Multiplikatoren, sondern insbesondere wegen der hohen po-
litischen und gesellschaftlichen Bedeutung der betrieblichen Mitbestimmung 

als zentrale Säule der demokratischen Gesellschaft. Ein novelliertes Personal-
vertretungsgesetz muss auch der Stärkung der Demokratie und der Verwirkli-

chung von Grundrechten der Beschäftigten in den Dienststellen dienen.  

Der DGB legt deshalb großen Wert darauf, dass die vorgesehene Novellierung 

des Personalvertretungsgesetzes im Rahmen einer sachgerechten Verständi-
gung zwischen den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes und der Landesregierung erfolgt. Der DGB hat deswegen der Landes-

regierung im Jahr 2022 vorgeschlagen, in einem ersten Schritt eine Verständi-

gung über zentrale Eckpunkte herbeizuführen und diese in einem gemeinsa-

men Eckpunktepapier festzuhalten. Am 19. August 2022 hat der DGB zur 
Vorbereitung der Diskussion der Landesregierung ein umfangreiches Erörte-
rungspapier als Basis für die Diskussion in der gemeinsamen Arbeitsgruppe 

vorgelegt.  

Zur Vorbereitung einer umfassenden kommende Novellierung des Personalver-

tretungsgesetzes haben das zuständige Ministerium für Inneres, Bau und Digi-
talisierung und die beiden Spitzenorganisationen DGB und dbb bereits im Jahr 
2023 eine gemeinsame Arbeitsgruppe gebildet. Diese Arbeitsgruppe wurde im 

Laufe des Verfahrens um einen Vertreter des Kommunalen Arbeitgeberverband 

Mecklenburg-Vorpommern (KAV) erweitert. 

Zum Entwurf eines Eckpunktepapiers der Landesregierung hat der DGB am 6. 

Januar 2025 ausführlich schriftlich Stellung genommen. Das Kabinett hat das 

Eckpunktepapier zur Novellierung des Personalvertretungsgesetzes Anfang Juli 
2025 beschlossen. Am 17. Juli 2025 hat der DGB es auf einer Personalrätekonfe-
renz in Güstrow über 100 aktiven Personalräten aus den verschiedenen Berei-

chen des öffentlichen Dienstes des Landes und der Kommunen vorgestellt.  
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Im Vorfeld des nun vorliegenden Gesetzesentwurfes hat damit eine breite und 
intensive Beteiligung stattgefunden. Eine Stellungnahme im Detail ist jedoch an 

vielen Stellen erst im Rahmen dieses Anhörungsverfahrens möglich.   

 

Zu den einzelnen Regelungen des Gesetzesentwurfes nimmt der DGB wie folgt 

Stellung:  

 

Zu § 1 „Anwendungsbereich“  

Mit dem neuen Gesetzesentwurf werden eine ganze Reihe an Gremien unter 
dem Begriff „Personalvertretungen“ zusammengefasst. Der DGB empfiehlt des-

wegen, diese Gremien nach dem Vorbild des Hamburgischen Personalvertre-

tungsgesetzes in einem neuen § 1 Absatz 2 aufzuzählen. Abs. 2 könnte dann wie 
folgt eingeleitet werden:  

„(2) Personalvertretungen im Sinne dieses Gesetzes sind …“  

 

Zu § 2 „Stellung der Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände“ 

Der vorliegende Gesetzesentwurf basiert auf einem neuen Grundverständnis 

der Zusammenarbeit von Dienststellen und Personalvertretungen. Dieser Geist 
sollte sich in einem der ersten Paragrafen des neuen Personalvertretungsgeset-

zes widerspiegeln. Es erscheint zudem sinnvoll, die künftige Art der Zusammen-

arbeit zwischen Dienststelle und Personalrat im Rahmen eines Programmsat-

zes festzulegen. In Anlehnung an die Regelungen der anderen norddeutschen 
Länder schlägt der DGB deswegen die folgende Neufassung des § 2 vor:  

„§ 2 Zusammenarbeit; Stellung der Gewerkschaften und Arbeitgeber-

verbände 

(1) Dienststelle und Personalvertretung arbeiten unter Beachtung der 

Gesetze und Tarifverträge vertrauensvoll und partnerschaftlich zusam-
men zur Erfüllung der der Dienststelle obliegenden Aufgaben und zur 

Wahrung der Belange der in der Dienststelle Beschäftigten. Das gleiche 
gilt für die Zusammenarbeit der Personalräte untereinander. 

(2) Dienststelle und Personalrat wirken vertrauensvoll mit den in der 
Dienststelle vertretenen Gewerkschaften und mit den Arbeitgeberverei-

nigungen zusammen. 

(3) Die Aufgaben der Gewerkschaften und der Vereinigungen der Arbeit-

geber, insbesondere die Wahrnehmung der Interessen ihrer Mitglieder, 

werden durch dieses Gesetz nicht berührt. Auf Verlangen einer Gewerk-

schaft oder einer Vereinigung der Arbeitgeber hat die Dienststelle in ih-
rem Intranet einen Verweis auf den Internetauftritt der Gewerkschaft 
oder der Arbeitgebervereinigung aufzunehmen.“ 
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Die bestehende Begründung könnte in weiten Teilen bestehen bleiben. Zu Ab-
satz 1 schlägt der DGB folgende Begründung vor:  

„Mit dem neuen Absatz 1 wird die Grundlage der Zusammenarbeit von 
Dienststelle und Personalrat in § 2 um den wesentlichen Charakter der 

Novellierung ergänzt, nämlich dem Ziel, dass Dienststelle und Personal-
rat vertrauensvoll, aber auch im Verfahren und im Umgang miteinander 

partnerschaftlich ihre gemeinsamen Aufgaben zum Wohle der Beschäf-
tigten wie auch der Belange der Dienststelle zu erfüllen haben.  

Mit dem Begriff der Partnerschaft ist sowohl eine Botschaft als auch 
eine Pflicht für beide Seiten verbunden, sich auch und gerade im Wider-

streit zwischen Interessen der Beschäftigten und der Dienststelle für 

Ihre Aufgabenerfüllung in einer Weise zu begegnen, die vom beiderseiti-
gen Respekt gekennzeichnet ist. Sie sollen die Beteiligungsverfahren 
nicht nur der Form halber einhalten, sondern dafür nutzen, einen ver-

tretbaren Interessenausgleich herbeizuführen. 

Die Neuregelung orientiert sich an den entsprechenden Regelungen in 

den Personalvertretungsgesetzen Hamburgs und Niedersachsens.“ 

 

Zu § 3 „Beschäftigte“  

In Absatz 4 Nr. 4 ist festgelegt, dass Menschen, die ehrenamtlich tätig sind, nicht 

als Beschäftigte im Sinne des Gesetzes gelten. Die Mitglieder des Personalrats 

führen ihr Amt nach § 37 unentgeltlich als Ehrenamt. Hier sollte in der Begrün-
dung oder im Gesetzestext klargestellt werden, dass die Regelung in Absatz 4 
Nr. 4 nicht für das Ehrenamt als Personalrat gilt.  

 

Zu § 4 „Bildung von Gruppen“ 

Der TV-Forst umfasst in Mecklenburg-Vorpommern die Nationalparke, die Bio-

sphärenreservate. die Naturparke und die Landesforstanstalt Mecklenburg-Vor-
pommern.  

Die Notwendigkeit für Sonderregelungen ergibt sich beispielsweise durch die 
im TV-Forst nach wie vor vorhandene Aufteilung in Arbeiter und Angestellte. 

Dies macht hier eine Beibehaltung des Drei-Gruppen-Prinzips als Sonderrege-
lung notwendig. Dies wurde im vorliegenden Entwurf eines Eckpunktepapiers 
richtigerweise aufgegriffen. 

Im Eckpunktepapier heißt es entsprechend: „Die Regelungen bezüglich der Sta-
tusgruppen sind anzupassen. Im Gesetz sollen sich künftig nur noch die Status-
gruppe der Beamten und die Statusgruppe der Arbeitnehmer finden. Für die 

Beschäftigten, die dem Geltungsbereich des „TV-Forst“ unterfallen, soll eine 

hiervon abweichende Regelung gefunden werden.“ Diese abweichende Lösung 
fehlt im Gesetzesentwurf. Sie wäre entsprechend zu ergänzen. Die 
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Besonderheiten der Personalvertretung im Geltungsbereich des TV-Forst sind 
in eigenen Sonderregelungen abzubilden. 

Der DGB schlägt hier die Ergänzung eines zweiten Absatzes in § 4 vor, der ent-
sprechend lauten könnte:  

„(2) Abweichend von Absatz 1 bilden die Beschäftigten, die dem Gel-

tungsbereich des Tarifvertrages für den Forstbereich der Länder (TV-
Forst) unterfallen, aufgrund ihrer besonderen Aufgabenwahrnehmung, 

Arbeitsbedingungen und beruflichen Prägung eine eigenständige Sta-
tusgruppe. Die eigenständige Statusgruppe nach Satz 1 ist bei der Zu-
sammensetzung der Personalvertretungen, der Sitz- und Stimmenver-

teilung sowie bei der Wahrnehmung aller Beteiligungsrechte gesondert 

zu berücksichtigen.“ 

 

Zu § 9 „Veranstaltungsformate“  

Der neue § 9 entspricht weitgehend dem § 2a MBG Schl.-H. Es fehlt jedoch der 

Absatz 6 zur Barrierefreiheit. Um die Teilhabe aller Beschäftigter an den neuen 
Formaten zu gewährleisten, schlägt der DGB deswegen folgende Ergänzung 

vor:  

„(6) Für alle Veranstaltungsformate ist soweit erforderlich Barrierefrei-

heit zu gewährleisten. Das kann auch ein Teilnahmerecht für Assistenz-

kräfte umfassen. Für die Assistenzkräfte gilt § 6 entsprechend.“ 

 

Zu § 11 „Wahlberechtigung“ 

Nach Abs. 2 entfällt die Wahlberechtigung, wenn am Wahltag eine Beurlaubung 
von mehr als 12 Monate erfolgt ist. Diese Regelung droht insbesondere weibli-

che Beschäftigte mit Elternzeit zu benachteiligen. Der DGB schlägt vor, den Ver-
lust des Wahlrechtes erst mit einer Beurlaubung von mehr als 24 Monaten ein-

treten zu lassen. Dies entspricht mehr als der Hälfte der Amtszeit des 
Personalrates.   

Der DGB verweist hier auf die Rechtsprechung des BVerwG (Beschluss des 5. 
Senats vom 26. Januar 2022 - BVerwG 5 P 12.20) nach der eine sechs Monate 

übersteigende Elternzeit, die ein Personalratsmitglied nach der Personalrats-
wahl antritt, in Mecklenburg-Vorpommern nach gegenwärtiger Rechtslage 
nicht zum Verlust der Mitgliedschaft im Personalrat führt.  

Der DGB begrüßt ausdrücklich die Absenkung des Wahlalters auf das 16. Le-
bensjahr in Absatz 1 und die Einführung eines Wahlrechtes in der jeweiligen 
Stammdienststelle für Beamtinnen und Beamte im Vorbereitungsdienst sowie 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in entsprechender Berufsausbildung. 

Diese Änderung stellt eine wesentliche Säule zur Stärkung der demokratischen 
Beteiligung junger Menschen im Sinne des Koalitionsvertrages dar.  
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Dies gilt gleichermaßen für die neuen Wahlberechtigungen zum Referendarrat, 
zum Anwärterrat und zur Vertretung der Hilfskräfte.  

 

Zu § 17 „Kosten der Wahl“  

Der letzte Satz in § 17 erscheint aus Sicht des DGB als überflüssig. Er geht über 
die Regelung in § 28 Abs. 4 zur persönlichen Betroffenheit hinaus.  

 

Zu § 23 „Erlöschen und Ruhen der Mitgliedschaft“  

Nach Abs. 1 Nr. 6 erlischt die Mitgliedschaft im Personalrat mit dem Eintritt in 
eine mehr als zwölfmonatige Beurlaubung. Diese Regelung droht insbesondere 

weibliche Beschäftigte mit Elternzeit zu benachteiligen. Nach wie vor werden 

längere Elternzeiten vor allem von Frauen wahrgenommen. Ein Engagement im 
Personalrat muss auch mit einer individuellen Familienplanung vereinbar sein. 

Junge Frauen dürfen hier weder abgeschreckt noch ausgeschlossen werden. 
Der DGB schlägt deswegen vor, den Verlust des Mandates im Personalrat erst 
mit einer Beurlaubung von mehr als 24 Monaten eintreten zu lassen. Dies ent-

spricht mehr als der Hälfte der Amtszeit des Personalrates.   

Der DGB verweist hier auf die Rechtsprechung des BVerwG (Beschluss des 5. 

Senats vom 26. Januar 2022 - BVerwG 5 P 12.20) nach der eine sechs Monate 
übersteigende Elternzeit, die ein Personalratsmitglied nach der Personalrats-

wahl antritt, in Mecklenburg-Vorpommern nach gegenwärtiger Rechtslage 
nicht zum Verlust der Mitgliedschaft im Personalrat führt. 

 

Zu § 26 „Einberufung und Leitung von Sitzungen“ 

Die konstituierende Sitzung des Personalrates sollte immer als Präsenzveran-
staltung stattfinden. § 26 Abs. 1 Satz 2 würde entsprechend lauten:  

„Die Sitzung hat als Präsenzveranstaltung stattzufinden.“  

Satz 3 wäre entbehrlich.  

 

Zu § 27 „Nichtöffentlichkeit, Format und Zeitpunkt der Sitzung“ 

In Abs. 2 sollte nach Satz 2 eingefügt werden:  

„Die konstituierende Sitzung nach § 26 ist hiervon ausgenommen.“  

 

Zu § 33 „Geschäftsführung und Sitzungsprotokoll“  

In § 33 Abs. 1 ist künftig eine Geschäftsordnung für den Personalrat zwingend 

vorgeschrieben. Die neue Regelung ersetzt die bisherige Kann-Regelung. Eine 
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derartige Regelung ist im Personalvertretungsrecht unüblich. Die gesetzlichen 
Regelungen reichen zur Geschäftsführung aus. Der DGB empfiehlt, bei einer 

Kann-Regelung zu bleiben. Es fehlt der Hinweis in Gesetzestext oder Begrün-

dung, dass mit der Geschäftsordnung nicht von den gesetzlichen Regelungen 
abgewichen werden kann.  

Die Ausführungen zur Textform in der Begründung werden als hilfreich begrüßt. 

Erwähnt wird hier in der Begründung die Mitzeichnung des Protokolls im Um-
laufverfahren per Email. Der DGB legt großen Wert darauf, dass dies an dieser 

Stelle eine Ausnahme bleibt. Beschlussfassungen der Personalräte im Umlauf-
verfahren sind im Gesetz nicht vorgesehen und werden vom DGB auch abge-
lehnt.  

 

Zu § 38 „Freistellungen“  

Durch den Personalabbau kleiner werdende Dienststellen, zunehmende Aufga-

ben und eine steigende Komplexität der Arbeitswelt machen eine Erhöhung der 
bisherigen Freistellungen notwendig. Das vom Kabinett beschlossene Eckpunk-

tepapier sah deshalb noch vor:  

„Bedingt durch den Personalabbau werden die Dienststellen immer 
kleiner. Demgegenüber stehen jedoch ein zunehmender Aufgabenum-

fang und eine steigende Komplexität der Arbeitswelt. Dies erfordert 
eine Anpassung der bisherigen Freistellungsregelungen.“  

Der vorliegende Gesetzesentwurf sieht keine Ausweitung der Freistellungen 
nach den Vorbildern Nordrhein-Westfalens, Schleswig-Holsteins oder Nieder-
sachsen vor. Auch Freistellungen für die Stufenvertretungen wurden nicht ver-

ankert.  

Die Freistellungsregelungen müssen aus Sicht des DGB analog dem Betriebs-

verfassungsgesetz bei 200 Beschäftigen beginnen und sind in einer Staffelung 

im Gesetz bis zu einer Obergrenze festzulegen. Die Arbeitsfähigkeit der Stufen-

vertretungen und Gesamtpersonalräte ist durch eigene Freistellungsrechte zu 
gewährleisten. 

Die Freistellungsregelungen in den Personalvertretungsgesetzen der Länder 
unterscheiden sich stark. Dies gilt umso mehr für die damit verbundene Praxis. 

Neben dem Betriebsverfassungsgesetz beginnen auch die Länder Nordrhein-

Westfalen und Schleswig-Holstein ihre Freistellungsstaffeln bei 200 Beschäftig-
ten, Niedersachsen bei 250 Beschäftigten. Die Gewährung weiterer zusätzlicher 
Freistellungen über die vorgegebenen Mindestfreistellungen ist im Regelfall 
möglich und wird in der Praxis unterschiedlich großzügig gehandhabt. Verbrei-

tet ist jedoch, dass bei Konflikten um zusätzliche Freistellungen die Anrufung 

der Einigungsstelle statt des Verwaltungsgerichtes erfolgt.   

Der nun vorliegende Gesetzesentwurf enthält zwar in § 38 modernisierte Rege-
lungen zu Teilfreistellungen, es fehlt aber die bisherige „Kann-Regelung“ nach 
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der im Einvernehmen mit den Dienststellen auch volle Freistellungen bei unter 
300 Beschäftigten bzw. über die Staffelung nach § 38 Abs. 2 Satz 2 hinaus mög-

lich sind. Das ist aber beispielsweise für die Stufenvertretungen oder aber die 

Arbeit in Gesamtpersonalräten entscheidend, wenn es keinen eigenen Freistel-
lungsschlüssel für diese Gremien im Gesetz gibt.  

Der nun vorliegende Gesetzesentwurf stellt damit eine erkennbare Verschlech-

terung gegenüber dem aktuell geltenden Gesetz dar. Hier besteht deshalb drin-
gender Nachbesserungsbedarf. Der DGB erwartet, dass eine entsprechende 

Korrektur des Gesetzesentwurfes erfolgt.  

Der DGB erwartet ausdrücklich, dass künftig weiterhin im Rahmen einer Kann-

Regelung im Einvernehmen zwischen dem Personalrat und der Dienststelle 

volle Freistellungen bereits bei unter 300 Beschäftigten bzw. über die Staffelung 
nach § 38 Abs. 2 Satz 2 hinaus möglich sind. Im Falle einer Nichteinigung muss 
die Einigungsstelle auf Antrag des Personalrates oder der Dienststelle abschlie-

ßend entscheiden können. Die entsprechende Regelung muss analog auch für 

die Stufenvertretungen nach § 46 und die Gesamtpersonalräte nach § 47 gel-
ten.  

Der DGB schlägt deswegen vor, den bisherigen § 38 Absatz 6 in Anlehnung an § 

50 Abs. 2 HmbPersVG wie folgt zu formulieren:  

„(6) In Dienststellen mit in der Regel bis zu 300 Beschäftigten oder ne-

ben Freistellungen nach Absatz 3 Satz 2 kann der Personalrat im Einver-
nehmen mit der Dienststelle weitere Mitglieder ganz oder teilweise von 

der dienstlichen Tätigkeit freistellen, soweit es nach Art und Umfang 
der Dienststelle zur Wahrnehmung seiner Aufgaben notwendig ist; Ab-
satz 4 Satz 2 gilt entsprechend. Wird kein Einvernehmen hergestellt, 

entscheidet darüber auf Antrag des Personalrates oder der Dienststelle 

die Einigungsstelle abschließend.“ 

Im vorliegenden Gesetzesentwurf entfällt in § 38 Absatz 7 auch die bisherige 

Regelung: „Zeiten einer Freistellung gelten als Bewährungszeit im Sinne der be-

amtenrechtlichen bzw. tarifrechtlichen Bestimmungen.“ Die bisherige Regelung 

findet sich in ähnlicher Form auch in § 36 Abs. 6 MBG Schl.-H. Der Wegfall wird 
in der Gesetzesbegründung erläutert. Dies stellt aber eine Verschlechterung 

zum aktuellen Stand dar. Ein Kompromiss für die Ausgestaltung des § 38 Absatz 

7 könnte die Regelung aus § 39 Abs. 5 Niedersächsisches Personalvertretungs-
gesetz (NPersVG) sein:  

„Die Freistellung darf nicht zu einer Beeinträchtigung des beruflichen Wer-
degangs führen. Zeiten einer Freistellung gelten als Bewährungszeit im 

Sinne der beamtenrechtlichen oder tarifrechtlichen Bestimmungen. Die 

Dienststelle kann die Freistellung von Beschäftigten während einer berufli-
chen Ausbildung sowie einer beamtenrechtlich oder tarifrechtlich vorgese-

henen Probezeit ganz oder teilweise ablehnen (...)“  
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Zu § 39 „Schulungs- und Bildungsveranstaltungen“  

Der Umfang der Freistellung für Schulungs- und Bildungsveranstaltungen ent-
spricht dem bisher geltenden Recht. Die fortschreitende Digitalisierung der Ar-
beitswelt stellt jedoch auch die Personalräte vor große Herausforderungen. 

Dies betrifft nicht nur die im Rahmen dieses Gesetzesentwurfes vorgesehenen 
Möglichkeiten für neue Arbeitsformen der Personalräte, sondern insbesondere 

die Gestaltung der Arbeitsbedingungen der Beschäftigten in den Dienststellen. 
Um die Personalräte für diese Aufgaben zu qualifizieren ist aus Sicht des DGB 

eine Erweiterung des Freistellungsanspruches für Fortbildungen notwendig.  

Die zunehmende Digitalisierung der Verwaltung ist für die Personalräte mit 

zahlreichen Aufgaben und Anforderungen verbunden, die einen erhöhten Qua-

lifizierungsbedarf auslösen. Zu nennen sind hier beispielsweise die komplexer 
werdenden Anforderungen im Bereich des Beschäftigtendatenschutzes und die 
Bewertung digitaler Verfahren in Hinsicht auf arbeitsschutzrechtliche Vorgaben 

(Barrierefreiheit, Ergonomie). Die dafür benötigten weitergehenden Kenntnisse 

ersetzen allerdings nicht die Anforderungen an bisher eher analoge Kenntnisse 
der Personalvertretung, sondern kommen hinzu. Kenntnisse im Bereich der 

Software-Ergonomie ersetzen beispielsweise nicht die bisher notwendigen 
Kenntnisse zum Arbeits- und Gesundheitsschutz. 

Vor diesem Hintergrund ist es nicht sachgerecht, den Schulungsanspruch bei 

den bisherigen Regelungen zu belassen. Digitale Themen ersetzen keine analo-

gen Themen.  

Der DGB und seine Gewerkschaften weisen darauf hin, dass das Betriebsverfas-
sungsgesetz (BetrVG) für Unternehmen der Privatwirtschaft in § 37 Absatz 6 Be-
trVG keine explizite zeitliche Begrenzung entsprechender Schulungsansprüche 

vorsieht. Auch vergleichbare, modernere Personalvertretungsgesetze des Bun-

des und anderer Länder kennen keine vergleichbaren zeitlichen Begrenzungen 

der Schulungsansprüche. Das Hamburgische Personalvertretungsgesetz (Hmb-
PersVG) kennt in § 49 Abs. 4 keine explizite zeitliche Begrenzung für die Teil-

nahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, gleiches gilt für § 40 i. V. 

m. § 37 Abs. 1 Satz 2 Niedersächsisches Personalvertretungsgesetz (NPersVG), § 

42 Abs. 5 Landespersonalvertretungsgesetz Nordrhein-Westfalen und sogar § 
54 des Bundespersonalvertretungsgesetzes (BPersVG).  

Der nun vorliegende Gesetzesentwurf sieht vor, dass von den bestehenden An-
sprüchen zur Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen ein ange-
messener Anteil auf Schulungs- und Bildungsveranstaltungen im Kontext der 
Digitalisierung verwandt werden soll. Im Vergleich mit der ähnlichen Regelung 

im Mitbestimmungsgesetz Schleswig-Holstein fällt jedoch auf, dass in der Ge-

setzesbegründung ein wichtiger Satz fehlt: „Aber auch Schulungen, welche die 
Auswirkungen dieses Änderungsgesetzes auf die Arbeitsweise der Personalräte 
zum Gegenstand haben, können darunterfallen (zum Beispiel im Hinblick auf 
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geeignete technische und organisatorische Maßnahmen zur Wahrung des 
Grundsatzes der Nichtöffentlichkeit in § 2a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2).“1  

Der DGB bittet darum, die Begründung des Gesetzesentwurfes entsprechend zu 
ergänzen, um klarzustellen, dass der angestrebte Anteil von 20 % auch dadurch 

gewährleistet werden kann, dass die für die Personalratsarbeit erforderlichen 
Grundlagenschulungen Aspekte der Digitalisierung in angemessenem Umfang 

berücksichtigen. Der DGB schlägt deswegen vor, in die Begründung des Geset-
zes den folgenden Satz einzufügen:  

„Aber auch Schulungen, welche die Auswirkungen der neuen Regelun-
gen zur Digitalisierung auf die Arbeitsweise der Personalräte zum Ge-

genstand haben, können darunterfallen (zum Beispiel im Hinblick auf 

die Umsetzung der neuen Veranstaltungsformate oder auf geeignete 
technische und organisatorische Maßnahmen zur Wahrung des Grund-
satzes der Nichtöffentlichkeit in § 9 Abs. 4 Nr. 2).“  

 

§ 42 „Einberufung, Tätigkeitsbericht“ 

Zur Stärkung der demokratischen Beteiligung der Beschäftigten schlägt der 

DGB vor, die Personalversammlungen im Regelfall einmal pro Kalenderhalbjahr 
durchzuführen. Analog § 40 Abs. 1 und 2 MBG Schl.-H. könnten folgende Rege-

lungen übernommen werden:  

„(1) Personalversammlungen sind in der Regel einmal im Kalenderhalb-

jahr durchzuführen. Mindestens einmal im Jahr hat der Personalrat in 
einer Personalversammlung einen Tätigkeitsbericht zu erstatten. 

(2) Mindestens einmal im Jahr soll die Dienststellenleitung über die Auf-

gabenentwicklung der Dienststelle, über die Personalentwicklung unter 
besonderer Berücksichtigung eines angemessenen Anteils von Frauen 

in allen Besoldungs- und Arbeitsentgeltgruppen, über die Situation der 

schwerbehinderten Menschen sowie über die Arbeitsweise der Dienst-

stelle unter besonderer Berücksichtigung der technologischen Entwick-
lung Bericht erstatten.“ 

 

§ 45 „Teilnahme weiterer Personen“  

In der Praxis taucht häufiger die Frage auf, wann die Dienststellenleitung an 

Personalversammlungen teilnehmen muss. Dies sollte auch der Fall sein, wenn 
der Personalrat die Teilnahme ausdrücklich wünscht. Der DGB schlägt deswe-
gen vor, Abs. 1 Satz 2 analog § 47 Abs. 2 BremPersV wie folgt zu fassen:  

„(2) An Personalversammlungen, die auf ihren Wunsch einberufen sind 

oder zu denen er ausdrücklich eingeladen ist, hat sie teilzunehmen.“ 

 
1 Schleswig-Holsteinischer Landtag, Drucksache 20/3173 vom 29.04.2025, S. 23.  
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§ 46 „Stufenvertretungen“ 

Der DGB legt großen Wert darauf, dass die in der Stellungnahme zu § 38 vorge-
schlagene Regelung zu weiteren Freistellungen im Einvernehmen zwischen 
Dienststelle und Personalrat mit Konfliktlösung in der Einigungsstelle auch für 

die Stufenvertretungen nach § 46 und die Gesamtpersonalräte nach § 47 zur 
Anwendung kommen kann. Dies ist mit einem entsprechenden Verweis sicher-

zustellen.  

Im Bereich der Landespolizei sind eine Reihe von Fragen hinsichtlich der Struk-
tur der Personalvertretungen nach dem neuen Gesetz offen, die kurzfristig ei-
ner Klärung zuzuführen sind. Nach der Formulierung in Abs. 1 wird es beispiels-

weise in der Landespolizei keine Bezirkspersonalräte als Stufe mehr geben, da 

es keine dreistufigen Geschäftsbereiche sind. 

Als Lösung könnte § 46 Abs. 5 um einen neuen Satz 2 ergänzt werden:  

„Im Bereich der Polizei werden Bezirkspersonalräte in den Polizeipräsi-

dien und beim Landeswasserschutzpolizeiamt gebildet.“  

 

Zu § 50 „Wahlberechtigung und Wählbarkeit“  

Der Stärkung der demokratischen Teilhabe junger Menschen kommt im Rah-

men der umfassenden Novellierung des Personalvertretungsgesetzes eine be-
sondere Bedeutung zu. Der Koalitionsvertrag benennt ausdrücklich diese Ziel-

setzung. Die im nun vorliegenden Gesetzesentwurf vorgesehenen Regelungen 
werden deswegen vom DGB ausdrücklich begrüßt und unterstützt.  

Die betriebliche Mitbestimmung ist ein wesentlicher Eckpfeiler unseres demo-

kratischen Systems. Gerade für junge Beschäftigte ist es deshalb von hoher Be-
deutung, die Möglichkeiten und Vorteile der betrieblichen Mitbestimmung früh-
zeitig zu erfahren und verantwortlich selbst wahrzunehmen. 

Wichtig ist, dass die neue Formulierung in § 50 Abs. 1 auch die dualen Studie-

renden mit umfasst. Der DGB bittet darum, dies zu gewährleisten.  

 

Zu § 54 „Jugendversammlung“  

Die Formulierung in § 54 Abs. 1 unterscheidet sich von der Formulierung für die 
Referendarversammlung in § 61 und die Anwärterversammlung in § 67. Der 

DGB schlägt vor einheitlich die Formulierung „hat in der Regel“ zu verwenden.  
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Zu § 62 „Errichtung“  

Die Einrichtung eines Anwärterrates an der Verwaltungsfachhochschule wird 
vom DGB als Maßnahme zur Stärkung der demokratischen Teilhabe junger 
Menschen vom DGB ausdrücklich begrüßt. Mit dieser Maßnahme soll eine Mit-

bestimmungslücke im öffentlichen Dienst geschlossen werden.  

Die im Gesetzesentwurf vorgesehene Abgrenzung zur hochschulrechtlichen 
Mitbestimmung führt dazu, dass der Gesetzesentwurf vorsieht, dass der Anwär-

terrat keine Zuständigkeit haben soll, wenn es um Ausbildungs- und Studienbe-
dingungen sowie um die Wahrnehmung fachhochschulpolitischer Belange 
geht. Diese Einschränkung hat in den gewerkschaftlichen Diskussionen zu Kritik 

geführt. Aus Sicht des DGB sollte diese Regelung deswegen in zwei Punkten 

nachgebessert werden:  

1. In § 66 Abs. 2 wird die im Rahmen der Ausbildung bzw. des Studiums er-

forderliche Zuweisung an andere Dienststellen thematisiert. Hier soll 
eine Mitbestimmung des Anwärterrates zur Aufstellung von Grundsät-
zen möglich sein. Dieses Beispiel macht deutlich, dass der Anwärterrat 

durchaus eine Zuständigkeit entfalten kann, wenn es um Ausbildungs- 
und Studienbedingungen geht – jedoch nicht an der Fachhochschule 

selbst. Der DGB schlägt deswegen vor, den in § 62 Abs. 2 Satz 1 eine Er-

gänzung vorzunehmen: „… es nicht um Ausbildungs- und Studienbe-

dingungen an der Verwaltungsfachhochschule sowie… geht“. Dies 

macht deutlich, dass Themen der Ausbildung außerhalb der Verwal-
tungsfachhochschule, wie z.B. die Verzahnung der Lernorte, durchaus 
in die Zuständigkeit des Anwärterrats fallen können.  

 

2. Der DGB schlägt vor, in Abs. 2 die folgende Ergänzung vorzunehmen: 

„Die §§ 70 und 73 bleiben unberührt.“ Das Monatsgespräch zwischen 
dem Anwärterrat und der Dienststellenleitung würde entsprechend 
ohne thematische Beschränkungen stattfinden und Probleme ohne 

eine Prüfung formaler Zuständigkeiten angegangen werden können. 

Der Anwärterrat soll im Rahmen der allgemeinen Aufgaben einer Perso-
nalvertretung auch Beschwerden der Anwärterinnen und Anwärter zu 

Ausbildung und Studium nachgehen können, ohne dass ein formaler 
Anspruch auf Mitbestimmung besteht.  

 

Zu § 71 „Sachliche Amtsführung“  

Die Aufzählung in § 71 sollte vor dem Hintergrund der in § 1 Allgemeines Gleich-

behandlungsgesetz (AGG) genannten Zielsetzungen überprüft und ggf. ergänzt 

werden. Konkret bittet der DGB zu prüfen, ob auch die sexuelle Identität bzw. 
die sexuelle Identität und Orientierung mit aufgeführt werden sollte.  
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Zu § 72 „Unterrichtung des Personalrates“ 

Die Neuregelung und Ausweitung der Informationsrechte des Personalrates er-
folgt vor dem Hintergrund der Einführung der innerdienstlichen Allzuständig-
keit und ist vor diesem Hintergrund folgerichtig. Sie wird vom DGB ausdrück-

lich unterstützt.  

Der DGB schlägt vor, in Abs. 2 nach dem Vorbild des § 49 Abs. 2 MBG Schl.-H. 
den folgenden neuen Satz 2 zu ergänzen:  

„Die Bereitstellung soll soweit möglich und zweckmäßig durch ein Le-
serecht des Personalrats für vorhandene Dateisysteme erfolgen.“ 

Dieser Satz würde den Willen des Gesetzgebers unterstreichen, künftig rein di-
gitale Arbeitsformen zu ermöglichen. Mit der perspektivischen Einbindung des 
Personalrates in die Workflows der Personalmanagementsysteme könnte eine 
deutliche Verwaltungsvereinfachung erreicht werden. Gleichzeitig werden mit 

einer Leserolle des Personalrates in den Personalmanagementsystemen des-

sen Informationsrechte unterstrichen.  

Der entsprechende § 49 MBG Schl.-H. stellt auch klar, dass im Rahmen der Ar-
beit des Personalrates auch besonders schützenswerte personenbezogene Da-

ten verarbeitet werden dürfen. Der DGB hält eine entsprechende Ergänzung 
auch in einem novellierten Personalvertretungsgesetz in Mecklenburg-Vorpom-

mern für erforderlich. Dieser könnte lauten:  

„(6) Es dürfen im Rahmen der Erfüllung der Aufgaben des Personalrates 

auch Daten im Sinne von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/6791 verarbeitet werden, soweit dies im Einzelfall zur Erfüllung 
der Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich ist. § 8 Landesdaten-

schutzgesetz gilt entsprechend.“ 

 

Zu § 73 „Allgemeine Aufgaben des Personalrates“  

Der vorliegende Gesetzesentwurf sieht vor, dass die Förderung der Vereinbar-
keit von Familie, Pflege und Beruf und der Gleichstellung als Ziel der Zusam-

menarbeit von Personalrat und Dienststelle im Personalvertretungsgesetz ver-
ankert werden sollen. Der DGB begrüßt diese Ergänzungen. Sie sind 
angemessen und sachgerecht.  

Mit der im Gleichstellungsgesetz vorgenommenen Zuordnung der Gleichstel-
lungsbeauftragten zur Leitung der Dienststelle kommt dem Personalrat als Inte-

ressenvertretung auch in gleichstellungspolitischen Fragen eine Rolle als An-

sprechstelle eine neue Bedeutung zu. 

Der DGB schlägt vor, in Nr. 8 auch die ausländischen Beschäftigte explizit wei-

terhin zu erwähnen und dementsprechend zu ergänzen:  
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„8. Die Eingliederung ausländischer Beschäftigter sowie von Beschäftig-
ten mit Migrationsgeschichte in die Dienststelle und das Verständnis 

zwischen ihnen und den übrigen Beschäftigten zu fördern, …“ 

 

Zu § 74 „Umfang der Mitbestimmung“  

Die vorgesehene Ausgestaltung der innerdienstlichen Allzuständigkeit in Kom-
bination mit anschließenden Katalogen der uneingeschränkten (§ 82) und der 

eingeschränkten Mitbestimmung (§ 83) sowie die damit verbundene Definition 
der Maßnahme folgen dem Beispiel der entsprechenden Gesetze in Nieder-
sachsen und Hamburg. Andere Länder haben ähnliche Modelle. Der Geset-

zesentwurf schließt damit an in der Praxis bewährte Modelle der Mitbestim-

mung der Personalräte in den norddeutschen Bundesländern an.  

Der DGB weist darauf hin, dass die entsprechenden Regelungen in Hamburg 

und Niedersachsen bereits politische Kompromisse darstellen. Sie bleiben hin-

ter weitergehenden Forderungen des DGB und seiner Gewerkschaften zurück. 
Gleichzeitig stellen sie einen deutlichen Fortschritt im Vergleich zum Status 

Quo des Personalvertretungsrechtes in Mecklenburg-Vorpommern dar.  

Ein politischer Kompromiss ist auch die Definition der Maßnahme im vorliegen-
den Entwurf eines Eckpunktepapiers, die fast im Wortlaut den entsprechenden 

Regelungen in § 64 Abs. 2 NPersVG bzw. in § 80 Abs. 2 HmbPersVG entspricht. 
Insbesondere der Ausschluss der Mitbestimmung bei Handlungen oder Ent-

scheidungen, die eine Maßnahme nur vorbereiten, ist umstritten. Der DGB ak-
zeptiert, die nun vorgesehene Definition als Teil einer sachgerechten Verständi-

gung.  

 

Zu § 75 „Mitbestimmungsverfahren“ 

Die Regelungen des § 75 zum Mitbestimmungsverfahren stellen den Versuch ei-

nes Kompromisses zwischen den verschiedenen Interessen im bisherigen Ge-

setzgebungsverfahren dar.  

Im Fokus des § 75 Abs. 2 stehen beidseitige Begründungspflichten der Dienst-
stelle und des Personalrates. Der DGB hat in der Diskussion in der Arbeits-
gruppe die Ausweitung der beidseitigen Begründungspflichten im Rahmen des 

Gesamtpaketes mitgetragen, hierzu konstruktive Vorschläge gemacht und sich 
um eine sachgerechte Verständigung in dieser Frage bemüht. Die genaue Aus-

gestaltung dieser Begründungspflichten stößt jedoch auf weitgehenden Wider-
stand der Personalräte und der Gewerkschaften. Sie stellt einen zentralen 
Knackpunkt im weiteren Gesetzgebungsverfahren dar.  
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Zu Abs. 2 Satz 4  

Der neue Gesetzesentwurf sieht die Möglichkeit der Verkürzung der Frist in 
dringenden Fällen von bisher fünf auf künftig nur noch drei Arbeitstage vor.  

Diese Neuregelung wird in der Praxis die Personalräte und die Dienststellen vor 
Herausforderungen stellen, da in solchen Fällen kurzfristige Sondersitzungen 

der Personalratsgremien erforderlich werden – ohne eine mögliche Rücksicht-
nahme auf bestehende Dienstpläne oder dienstliche Verpflichtungen. Dies wird 

insbesondere in den Bereichen mit Arbeit in Schicht- oder Wechselschicht-
diensten eine besondere Herausforderung darstellen. Die Erfüllung der neuen 
Begründungspflichten innerhalb einer derart kurzen Frist stellt eine zusätzliche 

Herausforderung dar. Im Extremfall muss ein nicht freigestellter Personalrats-

vorsitzender im Wechselschichtdienst innerhalb von drei Arbeitstagen eine Sit-
zung seines Personalrates stattfinden lassen und eine den neuen Begründungs-
pflichten entsprechende Zustimmungsverweigerung verfassen. Im Bereich der 

Lehrkräfte werden derart kurzfristige Sondersitzungen allein schon wegen der 

bestehenden Freistellungsregelungen in der Praxis nicht möglich sein.  

Der DGB hat mehrfach die Notwendigkeit einer derart kurzen Frist in Zweifel ge-
zogen. Im Falle von fristlosen Kündigungen sieht § 83 Abs. 6 eine von der allge-

meinen Frist unabhängige Drei-Tages-Frist vor.  

Sollte die Landesregierung auf die Möglichkeit einer derart kurzen Fristsetzung 

nicht verzichten wollen, so ist diese deutlich als absolute Ausnahme in beson-
ders dringenden Fällen hervorzuheben und die Gesetzesbegründung entspre-

chend nachzuschärfen.  

 

Zu Abs. 2 Satz 5 

Der nun vorliegende Entwurf nennt in der Begründung zu Absatz 5 beispiels-

weise die „Störung des Betriebsfriedens“ als Beispiel für eine allgemeine Be-

hauptung, die keinen triftigen Grund für eine Zustimmungsverweigerung dar-

stellt. Das ist insofern missverständlich, als das eine entsprechende begründete 
Besorgnis in den gängigen Versagungskatalogen einen Ablehnungsgrund dar-
stellt. Dies gilt beispielsweise für § 80 Abs. 6 Nr. 4 HmbPersVG, § 78 Abs. 5 Nr. 3 

BPersVG und § 99 Abs. 2 Nr. 6 BetrVG. Die Gesetzesbegründung sollte hier klarer 
hervorheben, dass nur eine allgemeine Behauptung nicht ausreicht, jedoch 
eine (durch Tatsachen) begründete Besorgnis als triftiger Grund geltend ge-

macht werden kann. Dies sollte auch bei der Ablehnung einer (im Regelfall per-

sonellen) Maßnahme nach dem neuen PersVG M-V einen triftigen Grund für 
eine Zustimmungsverweigerung darstellen. Das Beispiel in der Klammer im 
vorliegenden Teilentwurf ist deswegen potenziell missverständlich. Der DGB 
empfiehlt die Streichung der Klammer „(z.B. Störung des Betriebsfriedens)“ in 

der Begründung zu Abs. 2 Satz 5. 
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Zu Abs. 2 Satz 7 

Auf massive Vorbehalte der Gewerkschaften des DGB und der Personalräte 
stößt vor allem der neue Abs. 2 Satz 7: „Eine Ablehnung der Zustimmung ist un-
beachtlich, wenn diese lediglich durch einfache Behauptungen oder die Darle-

gung einer anderen Rechtsauffassung begründet wird.“ Die Gesetzesbegrün-
dung führt dazu aus: „Satz 7 statuiert, dass eine Ablehnung der Zustimmung 

nicht durch einfache Behauptungen oder die Darlegung anderer Rechtsauffas-
sungen begründet werden kann. Hierbei wurde bewusst der Begriff der Rechts-

auffassung gewählt. Rechtsfehler und –verstöße sind weiterhin beachtlich und 
können zur Begründung einer Ablehnung herangezogen werden. Lediglich von 
der Ansicht der Dienststelle abweichende Auslegungen oder Meinungen sind 
unbeachtlich.“  

Die Differenzierung zwischen „einer abweichenden Rechtsauffassung“ und 
Rechtsfehlern bzw. Rechtsverstößen erscheint hier problematisch und wenig 

praxistauglich, vor allem wenn diese Bewertung nahezu ausschließlich in den 

Händen der Dienststellenleitungen liegt. 

Dies ist allerdings von erheblicher Relevanz. Personalräte sind im Regelfall 
keine Juristinnen und Juristen, sie haben Begründungen unter Zeitdruck und 

im Vergleich zur Dienststelle mit beschränkten Möglichkeiten vorzunehmen.  

Wenn die Dienststelle den Hinweis auf einen Rechtsfehler oder Rechtsverstoß 

als unbeachtliche „andere Rechtsauffassung“ ansieht, ist die Ablehnung des 
Personalrates unbeachtlich, die Maßnahme kann durchgeführt werden, der 

Weg in die Stufenvertretung oder die Einigungsstelle ist dem Personalrat ver-
sperrt. Dem Personalrat bleibt in diesem Fall nur die direkte Anrufung des Ver-
waltungsgerichtes, die langwierig und für die Dienststelle teurer ist. Hier liegt 

ein hohes Konfliktpotential. Dies kann nicht im Sinne des Gesetzgebers sein.  

Die Feststellung eines Rechtsverstoßes bzw. eines Rechtsfehlers obliegt den Ge-
richten bzw. den Aufsichtsbehörden. Die im Entwurf vorgenommene Differen-

zierung zwischen „anderer Rechtsauffassung“, Rechtsfehler und Rechtsverstoß 

ist damit fließend, nicht trennscharf und lädt zu Konflikten ein. Verschärfend 

kommt hinzu, dass der Entwurf weder eine Begründungspflicht der Dienststelle 
für die angenommene Unbeachtlichkeit noch eine entsprechende Mitteilungs-

pflicht gegenüber dem Personalrat vorsieht. Dem Personalrat bleibt damit zur 

Überprüfung der Unbeachtlichkeit nur der Rechtsweg, es gibt verwaltungsin-
tern keine Möglichkeit zur Anrufung eines unabhängigen Dritten und keine 
Möglichkeit zur Einigung mit der Dienststelle. Die im § 62 Abs. 2 Satz 7 vorgese-
hene Regelung ist damit potenziell konfliktträchtig und wird absehbar die Ver-

waltungsgerichte stark beschäftigen.  

Auch hier gilt der Hinweis, dass die Geltendmachung eines Verstoßes gegen ein 
Gesetz, eine Verordnung, einen Tarifvertrag oder eine andere Rechtsnorm in 

den gängigen Versagungskatalogen zur Ablehnung einer Maßnahme durch den 
Personal- bzw. Betriebsrat ausreicht. Dies gilt beispielsweise für § 80 Abs. 6 Nr. 

1 HmbPersVG, § 78 Abs. 5 Nr. 1 BPersVG und § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG. Es ist nicht 



 

Seite 19/35 

erkennbar, warum das neue Personalvertretungsgesetz hier weitergehende 
und härtere Maßstäbe anlegen soll als die genannten Gesetze. Der vorliegende 

Gesetzesentwurf zieht damit gleich zwei von drei möglichen Versagungsgrün-

den in § 78 Abs. 5 BPersVG in Zweifel. Im Unterschied zum BPersVG und BetrVG 
gelten die Versagungshindernisse im Entwurf des neues Personalvertretungs-
gesetzes zudem nicht nur für personelle Maßnahmen, sondern für alle Mitbe-
stimmungsverfahren. 

Der DGB hat in der Diskussion in der Arbeitsgruppe die Ausweitung der Begrün-

dungspflichten im Rahmen des Gesamtpaketes mitgetragen, hierzu konstruk-
tive Vorschläge gemacht und sich um eine sachgerechte Verständigung in die-
ser Frage bemüht. Der DGB bittet deswegen um eine erneute Prüfung der 
entsprechenden Regelungen und plädiert für eine Streichung der kritischen 
Passagen im Gesetzesentwurf. 

Sollte hier jedoch seitens der Landesregierung eine weitgehende Regelung er-

wünscht sein, um im Rahmen eines Gesamtkonzeptes einen Ausgleich für die 

Einführung der innerdienstlichen Allzuständigkeit zu schaffen, so wäre es aus 
Sicht des DGB denkbar, die Regelung aus § 80 Abs. 6 HmbPersVG sinngemäß zu 

übernehmen, die eine Kombination aus dem klassischen Versagungskatalog 
plus triftigen und auf die Argumentation der Dienststelle eingehenden Begrün-

dungen darstellt. Die klassischen Versagungsgründe würden damit in jedem 
Fall die Ablehnung einer Maßnahme ermöglichen, darüber hinaus wäre eine 

Ablehnung aus (sonstigen) triftigen und darzulegenden Gründen möglich. Im 
Vergleich mit dem bisherigen Gesetz, den Regelungen in Niedersachsen oder 

Schleswig-Holstein wäre dies trotzdem eine erkennbare Verschärfung, die bis-
herigen Maßstäbe für die Ablehnung von Maßnahmen würden deutlich angeho-

ben werden.  

 

Zu § 77 „Bildung der Einigungsstelle“  

Der DGB geht davon aus, dass wenn bei einer obersten Dienstbehörde mehrere 

Hauptpersonalräte bestehen, für jeden Hauptpersonalrat eine eigene Eini-

gungsstelle gebildet wird. Er bittet darum, die Gesetzesbegründung zu Abs. 1 
um einen entsprechenden Hinweis zu ergänzen.  

In Abs. 5 wird die bisherige Entschädigungspauschale von 102,50 Euro für den 
Vorsitz der Einigungsstelle unverändert gesetzlich verankert. Das Oberverwal-

tungsgericht Niedersachsen hat bereits mit Beschluss vom 08. November 2023, 
Az.: 18 LP 4/22, festgestellt, dass die dort gezahlte Pauschale von 125 Euro un-
zureichend ist. Der DGB bittet deswegen darum, eine Erhöhung dieser Pau-

schale zu prüfen. Er weist darauf hin, dass im Bereich des Betriebsverfassungs-

gesetzes deutlich höhere Beträge üblich sind. Um künftig eine Dynamisierung 
der Entschädigungspauschale zu ermöglichen, schlägt der DGB vor, im Gesetz 

keinen festen Betrag auszuweisen, sondern die Entschädigungspauschale 
durch Rechtsverordnung festzulegen. Ein derartiges Vorgehen ist im Personal-

vertretungsrecht der norddeutschen Länder gelebte Praxis.  
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Zu § 78 „Verhandlung und Beschlussfassung der Einigungsstelle“  

Das Letztentscheidungsrecht der obersten Dienstbehörde bzw. dem obersten 
Organ nach Abs. 5 sollte mit einer umfassenden Begründungspflicht gegenüber 
den Mitgliedern der Einigungsstelle, den beteiligten Personalvertretungen und 

Dienststellen verbunden werden. Auch dies entspricht dem Standard in § 75 
Abs. 2 BPersVG, § 72 Abs. 7 NPersVG und § 82 Abs. 6 HmbPersVG. Eine einfache 

Begründungspflicht ist in Abs. 5 durch den Verweis auf Abs. 4 Satz 6 vorgese-
hen.  

§ 82 Abs. 6 HmbPersVG sieht darüber hinaus vor, dass der Senat dem oder der 
Vorsitzenden der Einigungsstelle vor einer endgültigen Entscheidung Gelegen-

heit zur Stellungnahme gibt. Eine entsprechende Regelung wäre sinnvoller-

weise im Rahmen einer umfassenderen Begründungspflicht analog der Rege-
lung in Abs. 4 auch in Abs. 5 zu verankern. 

 

Zu § 79 „Initiativrecht des Personalrates“ 

Das Initiativrecht des Personalrates in § 79 bezieht sich nur auf die Kataloge 
nach §§ 82 und 83, nicht auf die Allzuständigkeit nach § 74. Hier wäre eine wei-

tergehende Fassung sinnvoll. Der DGB tritt für ein umfassendes Initiativrecht 
des Personalrates in allen innerdienstlichen Angelegenheiten ein, die die Be-

schäftigten betreffen und der Entscheidungshoheit der Dienststelle unterlie-
gen. Ein Vorbild könnte hier die Regelung in § 56 MBG Schl.-H. darstellen.  

Sollte die Landesregierung an der aktuellen Ausgestaltung des Initiativrechtes 
festhalten wollen, so wäre aus Sicht des DGB in einem ersten Schritt das Wort 
„kollektiv“ in Absatz 1 zu streichen. Es führt in der Praxis schnell zu der Diskus-

sion, ob beispielsweise ein Antrag auf eine Höhergruppierung eines einzelnen 

Beschäftigten zulässig ist oder nicht. Dies sollte in der Praxis jedoch unstrittig 
möglich sein.  

 

Zu § 80 „Dienstvereinbarungen“  

Nach Abs. 2 in Textform abzuschließen und von beiden Seiten zu unterzeich-
nen. Das ist widersprüchlich, da eigenhändige Unterschriften von beiden Seiten 
eigentlich eine Schriftform darstellen. Dieser Widerspruch sollte aufgelöst wer-

den. Dies wäre beispielsweise im Rahmen einer Mitzeichnung in einem Work-
flow oder aber durch zertifizierte digitale Zeichnungen möglich.   

 

Zu § 82 „Uneingeschränkte Mitbestimmung“   

Der vorliegende Entwurf eines Katalogs der Tatbestände der uneingeschränk-

ten Mitbestimmung ist das Ergebnis einer ausführlichen Diskussion in der Ar-

beitsgruppe. Der DGB hat im Rahmen seines Erörterungspapiers vom 19. Au-
gust 2022 als Anlage 2 eine Übersicht möglicher verbindlicher 
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Mitbestimmungstatbestände vorgelegt. Diese Übersicht war Grundlage der Dis-
kussion um die Ausgestaltung des Katalogs der Tatbestände der uneinge-

schränkten Mitbestimmung.  

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes ist zwischen Mitbe-

stimmungstatbeständen zu unterscheiden, bei denen ein verbindlicher Be-
schluss der Einigungsstelle möglich ist und solchen, bei denen die Einigungs-

stelle nur eine Empfehlung an die oberste Dienstbehörde abgibt. In den 
zweiten Fällen entscheidet die oberste Dienstbehörde dann abschließend. 

Zum möglichen Katalog verbindlicher Mitbestimmungstatbestände verweist 
das Bundesverfassungsgericht auf konkrete Regelungen des Bundespersonal-

vertretungsgesetzes in der damaligen Fassung. Es handelt sich dabei um Ange-

legenheiten, die in ihrem Schwerpunkt die Beschäftigten in ihrem Beschäfti-
gungsverhältnis betreffen, typischerweise aber nicht oder nur unerheblich die 
Wahrnehmung von Amtsaufgaben gegenüber dem Bürger berühren.2 

Die vom Bundesverfassungsgericht genannten Regelungen wurden in den § 54 
Abs. 4 MBG S-H übernommen. Es wurden dabei lediglich einige sprachliche 

Korrekturen und Klarstellungen vorgenommen, sowie in den Nummer 11 und 
12 der Tatbestand der Ablehnung ergänzt.3 

Im Zuge der weiteren Rechtsentwicklung haben andere norddeutsche Länder 
den Katalog möglicher verbindlicher Mitbestimmungstatbestände modifiziert 

und weiterentwickelt (vgl. § 87 HmbPersVG vom 8. Juli 2014 und § 66 NPersVG). 

Der aktuell geltende Koalitionsvertrag formuliert als Ziel der Novellierung des 
Personalvertretungsgesetzes: „Wir wollen das Personalvertretungsgesetz an 

die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts anpassen.“ Eine vollständige(!), 
ggf. leicht modernisierte Übernahme des Kataloges der uneingeschränkten Mit-
bestimmung aus § 54 MBG Schl.-H. wäre eine enge Anpassung an die Vorgaben 

des Bundesverfassungsgerichtes.  

Der DGB hat deswegen in der Diskussion dafür plädiert, den Katalog aus § 54 
MBG Schl.-H. vollständig in ggf. leicht modifizierter Fassung in ein neues Perso-

nalvertretungsgesetz für Mecklenburg-Vorpommern zu übernehmen. Dies 
schließt die in der Arbeitsgruppe diskutierte sachgerechte Weiterentwicklung 
der Regelungen zur Arbeitszeit analog dem BPersVG und dem HmbPersVG in 

den ersten Nummern des vorliegenden Gesetzesentwurfes nicht aus.  

Der vorliegende Gesetzesentwurf ordnet die beiden Mitbestimmungstatbe-

stände „Inhalt von Personalfragebögen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer“ und „Durchführung der Berufsausbildung bei Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern“ statusgruppenunabhängig der eingegrenzten Mitbestimmung 

 
2 BVerfG, Beschluss vom 24. Mai 1995 – 2 BvF 1/92, Rn. 146.  
3 Hübner-Berger, Malte: Kommentar zum Gesetz über die Mitbestimmung der 

Personalräte (Mitbestimmungsgesetz Schleswig-Holstein – MBG Schl.-H.), § 54, 

Nummern 4.4 und 4.5. Dort findet sich auch eine Gegenüber-stellung der Rege-
lungen aus dem BPersVG und den Tatbeständen in § 54 MBG S-H.  
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nach § 83 zu. Dies wird als Kompromiss vom DGB mitgetragen, da hiermit auch 
die Beamtinnen und Beamten von diesen Mitbestimmungstatbeständen um-

fasst werden.  

Im vorliegenden Entwurf fehlen hingegen im Katalog der uneingeschränkten 

Mitbestimmung im Vergleich zum MBG Schl.-H. der Mitbestimmungstatbestand 
„Zeit, Ort und Art der Auszahlung der Dienstbezüge und Arbeitsentgelte“. Der 

DGB bittet darum, diesen Tatbestand entsprechend in § 82 zu ergänzen.  

Die vom DGB vorgeschlagenen weitergehenden Mitbestimmungstatbestände, 
die sich aus der Weiterentwicklung des Personalvertretungsgesetzes in Ham-
burg und Niedersachsen ergeben, wurden im vorliegenden Entwurf nicht be-

rücksichtigt.  

Dies gilt beispielsweise für den Tatbestand „Abschluss von Arbeitnehmerüber-
lassungs- und Gestellungsverträgen“. Eine derartige Begrenzung der Leiharbeit 

im öffentlichen Sektor würde an Regelungen in anderen Ländern anknüpfen. 
Eine entsprechende Regelung findet sich sowohl in § 87 HmbPersVG als auch in 
einer Variante in § 66 Abs. 1 Nr. 14 des Niedersächsischen Personalvertretungs-

gesetzes (verbindlich in Kombination mit § 72 Abs. 6 NPersVG) sowie im 
LPersVG Brandenburg (§ 66 Abs. 1 Nr. 17 i.V. mit § 73 Abs. 5 LPersVG Branden-

burg). In Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen unterliegt der Tatbestand 

nur der empfehlenden Mitbestimmung (§ 80 Abs. 2 Nr. 18 LPersVG Rheinland-

Pfalz und § 72 Abs. 4 Nr. 20 LPVG NRW). In Schleswig-Holstein dürfte sich eine 

empfehlende Mitbestimmung aus der weit gefassten innerdienstlichen Allzu-
ständigkeit ergeben. Dementsprechend wurde dieser Tatbestand im vorliegen-
den Gesetzesentwurf auch der eingeschränkten Mitbestimmung nach § 83 zu-

geordnet.  

Der DGB begrüßt am vorliegenden Entwurf die Aufnahme der Kurzarbeit in § 82 

Nr. 2. Kritisch bewertet der DGB die Einschränkung in § 82 Nr. 11, dass die Mit-

bestimmung nur auf Antrag des Beschäftigten erfolgen soll. Auch hier bleibt der 
Gesetzesentwurf hinter dem Bundespersonalvertretungsgesetz und dem Vor-

bild anderer norddeutscher Länder zurück. Der DGB bittet darum, diese Ein-

schränkung zu streichen.  

Im Katalog der eingeschränkten Mitbestimmung findet sich zudem unter § 83 

Abs. 1 Nr. 28 der modifizierte Tatbestand „Beurteilungsrichtlinien für Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmer, soweit sie von den für Beamtinnen und Beamten 
geltenden Regelungen abweichen“. Da sich diese Regelung nun nur noch auf 
die Tarifbeschäftigten bezieht, dürfte ihre Verankerung im Katalog der uneinge-
schränkten Mitbestimmung unstrittig zulässig sein. Der bereits erwähnte Kata-

log uneingeschränkter Mitbestimmungstatbestände in § 54 Abs. 4 MBG Schl.-H. 

kennt als Nr. 17 entsprechend den Tatbestand „Beurteilungsrichtlinien für Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer“. Der Tatbestand nach § 83 Abs. 1 Nr. 28 
wäre entsprechend nach § 82 zu verschieben. Der DGB würde es zudem bevor-

zugen, hier weiterhin den Tatbestand „Beurteilungsrichtlinien für Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer“ zu verwenden.  
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Zu § 83 „Eingeschränkte Mitbestimmung und sonstige Beteiligung“  

Der vorliegende Entwurf orientiert sich eng am bisherigen Personalvertretungs-
gesetz und ergänzt es mit Elementen aus dem Bundespersonalvertretungsge-
setz sowie den Personalvertretungsgesetzen der Länder Hamburg und Nieder-

sachsen. Damit wird die aktuelle Rechtsentwicklung aufgegriffen. Dies ist für 
den DGB von zentraler Bedeutung: Ein neues Personalvertretungsgesetz für 

Mecklenburg-Vorpommern muss sich am Standard der anderen norddeutschen 
Länder orientieren. Es darf vom Umfang der Mitbestimmung her nicht hinter 

dem Standard des bisherigen Gesetzes zurückfallen und muss auch für die bis-
herigen Mitglieder der Personalvertretungen anschlussfähig sein.  

Zu begrüßen ist ausdrücklich, dass der vorliegende Entwurf die bisherigen Mit-

wirkungstatbestände nun in den Katalog der eingeschränkten Mitbestimmung 
überführt. Dies ist sachgerecht, entspricht der aktuellen Rechtsentwicklung 
und stellt eine erkennbare Verbesserung dar.  

Der DGB hat zu einem früheren Entwurf des § 83 bereits am 16. Oktober 2025 
ausführlich schriftlich Stellung genommen.  

 

Zu Abs. 1 Nr. 2 „Höhergruppierung, Rückgruppierung“:  

Dieser Tatbestand sollte auch die Ablehnung einer beantragten Höhergruppie-

rung umfassen. 

 

Zu Abs. 1 Nr. 7 „Abordnung, Zuweisung und Personalgestellung“  

Der Entwurf sieht eine Mitbestimmung bei einer Abordnung, Zuweisung und 
Personalgestellung für die Dauer von mehr als sechs Monaten vor. Das aktuell 
geltende Gesetz ab einer Dauer von mehr als drei Monaten. Dies ist eine er-

kennbare Verschlechterung, die zwar dem Standard im Hamburgischen Perso-
nalvertretungsgesetz entspricht, aber hinter den Regelungen in § 78 Abs. 1 Nr. 7 

BPersVG und in § 65 Abs. 1 Nr. 10 und 11 NPersVG zurückbleibt. „Mehr als drei 
Monate“ scheinen damit der übliche Standard zu sein. Die Hamburger Abwei-

chung von diesem Standard erklärt sich möglicherweise auch aus der besonde-
ren Situation eines Stadtstaates. Dies gilt analog für Abs. 1 Nr. 6.  

 

Zu Abs. 1 Nr. 10 „ordentliche Kündigung“  

Der Entwurf sieht die eingeschränkte Mitbestimmung nur noch bei der ordentli-

chen Kündigung von Tarifbeschäftigten vor. Bei fristlosen Entlassungen oder 
außerordentlichen Kündigungen soll dem Personalrat nur noch ein Anhörungs-
recht zustehen. Dieses ist im vorliegenden Entwurf noch nicht ausgestaltet. Der 

Entwurf folgt damit einer Struktur, die sich sowohl im BPersVG als auch in den 

Personalvertretungsgesetzen Hamburgs und Niedersachsens wiederfindet. Das 
Mitbestimmungsgesetz Schleswig-Holsteins mit seiner umfassenden 
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innerdienstlichen Allzuständigkeit führt bei jeder Form von Kündigung hinge-
gen zu einem Verfahren der eingeschränkten Mitbestimmung.  

Mit der vorgesehenen Änderung wäre für die Tarifbeschäftigten eine erkenn-
bare Schlechterstellung im Vergleich zum aktuell geltenden Recht verbunden. 

Die Kündigung eines Tarifbeschäftigten – gleich welcher Art – stellt eine weitge-
hende und schwerwiegende Maßnahme dar, die für die Betroffenen mit erheb-

lichen Auswirkungen einhergeht. Der DGB plädiert dafür, auch die fristlose Ent-
lassung oder außerordentliche Kündigung weiterhin der eingeschränkten 

Mitbestimmung des Personalrates zu unterwerfen.  

 

Zu Abs. 1 Nr. 14 und 15 „Durchführung der Berufsbildung“, „Fortbildung“  

Die nun vorgesehenen Mitbestimmungstatbestände, die für alle Statusgruppen 
gelten, sind aus Sicht des DGB im Rahmen eines Kompromisses und vor dem 

Hintergrund der sehr unterschiedlichen Regelungen in den Personalvertre-

tungsgesetzen des Bundes und der anderen Länder vorstellbar. Der DGB hatte 
ursprünglich vorgeschlagen den Mitbestimmungstatbestand „Durchführung 

der Berufsausbildung bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern“ analog dem 

BPersVG und dem MBG Schl.-H. in den Katalog der verbindlichen Mitbestim-

mungstatbestände aufzunehmen. Für eine möglichst weitgehende Mitbestim-
mung in Fragen der Berufsbildung spricht auch die Zielsetzung des Koalitions-

vertrages, die demokratische Teilhabe junger Menschen stärken zu wollen. 
Diese sind überproportional von Maßnahmen der Berufsbildung betroffen.  

Der DGB legt Wert darauf, dass die aktuelle Entwurfsfassung auch die Mitbe-

stimmung bei der Ablehnung eines Antrages auf Teilnahme an einer Fortbil-
dungsmaßnahme umfasst.  

Der DGB schlägt vor, die Nr. 15 allgemeiner zu fassen und auf die „Auswahl der 
Beschäftigten für Maßnahmen der Berufsbildung“ und nicht nur auf Fortbil-
dungslehrgänge zu beziehen. Dies würde der Formulierung in § 88 Abs. 1 Nr. 19 
entsprechen.  

Die Neuregelung der Kompetenzen des Personalrates in Fragen der Berufsaus-
bildung darf nicht zu einer Beschneidung der Gestaltungsmöglichkeiten der Ju-

gend- und Ausbildungsvertretung (JAV) führen, die bei der Interessenvertre-
tung der Auszubildenden und Anwärterinnen und Anwärter besonders auf die 
Zusammenarbeit mit dem Personalrat angewiesen ist. Dies würde der Zielset-

zung des Koalitionsvertrages widersprechen, die demokratische Teilhabe jun-

ger Menschen zu stärken.  

 

Zu Abs. 1 Nr. 19 „Disziplinarverfügungen“, „Disziplinarklage“  

Die Aufnahme dieses Mitbestimmungstatbestandes in den Katalog der einge-
schränkten Mitbestimmung wird vom DGB ausdrücklich begrüßt und 
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unterstützt. Damit ist eine substanzielle Verbesserung für die Beamtinnen und 
Beamten verbunden.  

Frage ist, ob hier nicht „Erlass einer Disziplinarverfügung sowie bei Erhebung 
einer Disziplinarklage“ als Mitbestimmungstatbestand ausreicht und auf eine 

Aufzählung der einzelnen Disziplinarmaßnahmen verzichtet werden kann. Der 
Mitbestimmungstatbestand würde dann umfassend für alle Disziplinarverfü-

gungen gelten. Dies würde der Praxis in Schleswig-Holstein und dem § 88 Abs. 1 
HmbPersVG entsprechen. Dieser lautet: „Erlass einer Disziplinarverfügung und 

Ausspruch einer schriftlichen Missbilligung“.  

 

Zu Abs. 1 Nr. 21 „Bestellung und Abberufung von Betriebsärztinnen und Ärzten“  

Der DGB hat im Rahmen der Diskussion in der Arbeitsgruppe eine Erweiterung 
des Mitbestimmungstatbestandes vorgeschlagen:  

„21. Bestellung und Abberufung von Vertrauens- und Betriebsärztinnen 

und -ärzten, Beauftragen für Datenschutz, Inklusion, sowie Arbeitssi-

cherheit.“  

Die Begründung dazu könnte lauten:  

„Die Regelung wird aufgrund der Bedeutsamkeit des Datenschutzes, 

der Inklusion und Arbeitssicherheit auf die Bestellung und Abberufung 
entsprechender Beauftragter erweitert. Alle genannten Funktionen set-

zen ein Vertrauensverhältnis zu den Beschäftigten voraus, dem mit der 
Verankerung eines entsprechenden Mitbestimmungstatbestandes ent-

sprochen wird. Die Aufzählung der Vertrauens- und Betriebsärztinnen 
und -ärzte sowie der Beauftragten für Datenschutz, Inklusion und Ar-

beitssicherheit ist nicht abschließend. Im Rahmen der innerdienstli-
chen Allzuständigkeit können Bestellung und Abberufung anderer Be-

auftragter, die in vergleichbarer Weise im Sinne des Schutzzweckes der 

Funktion der oben genannten Beauftragten für die Belange der Be-

schäftigtentätig werden, ebenfalls der Mitbestimmung unterfallen.“ 

Der Vorschlag entspricht der Praxis in Hamburg, Schleswig-Holstein und Nie-
dersachsen. Insbesondere der Mitbestimmung bei der Bestellung und Abberu-
fung des Datenschutzbeauftragten kommt eine besondere Bedeutung zu, ist 

dieser doch auch für die Einhaltung des Datenschutzes durch den Personalrat 

als Teil der Dienststelle zuständig. Eine Akzeptanz und ein Vertrauen in die je-
weilige Person im Amt des Datenschutzbeauftragten ist damit unabdingbar. 
Dies wird durch die Mitbestimmung unterstrichen und gewährleistet.  

Analoge Regelungen hinsichtlich der betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

gibt es auch im Personalvertretungsrecht der Länder Brandenburg (mit unein-

geschränktem Mitbestimmungs- und Initiativrecht), Baden-Württemberg, Hes-

sen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz. 
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Zu Abs. 1 Nr. 24 „Abschluss von Arbeitnehmerüberlassungs- und Gestellungs-
verträgen“  

Der DGB begrüßt die Aufnahme des Mitbestimmungstatbestandes „Abschluss 
von Arbeitnehmerüberlassungs- und Gestellungsverträgen“. Eine Begrenzung 

der Leiharbeit im öffentlichen Sektor entspricht der politischen Linie der bei-
den Regierungsparteien und knüpft an entsprechende Regelungen in anderen 

Ländern an.  

Der DGB hat dafür plädiert, diesen Mitbestimmungstatbestand im Katalog der 
uneingeschränkten Mitbestimmung zu berücksichtigen. Eine entsprechende 
Regelung findet sich sowohl in § 87 HmbPersVG als auch in einer Variante in § 

66 Abs. 1 Nr. 14 des Niedersächsischen Personalvertretungsgesetzes (verbind-

lich in Kombination mit § 72 Abs. 6 NPersVG) sowie im LPersVG Brandenburg (§ 
66 Abs. 1 Nr. 17 i.V. mit § 73 Abs. 5 LPersVG Brandenburg). In Rheinland-Pfalz 
und Nordrhein-Westfalen unterliegt der Tatbestand nur der empfehlenden Mit-

bestimmung (§ 80 Abs. 2 Nr. 18 LPersVG Rheinland-Pfalz und § 72 Abs. 4 Nr. 20 

LPVG NRW). In Schleswig-Holstein dürfte sich eine empfehlende Mitbestim-
mung aus der weit gefassten innerdienstlichen Allzuständigkeit ergeben. 

Das Land Mecklenburg-Vorpommern würde sich mit der Schaffung eines ent-

sprechenden Mitbestimmungstatbestandes also der allgemeinen Rechtsent-

wicklung anschließen.  

 

Zu Abs. 1 Nr. 25 „Verlängerung eines befristeten Arbeitsvertrages“  

Der DGB schlägt vor, den Tatbestand wie folgt zu erweitern:  

„25. Befristung von Arbeitsverträgen und deren Verlängerung“ 

 

Zu Abs. 1 Nr. 26 „Ablehnung eines Antrages auf Teilnahme an ortsunabhängigen 
Arbeiten, Homeoffice“  

Der DGB begrüßt die Aufnahme des Mitbestimmungstatbestandes als Zeichen 
für ein modernes Personalvertretungsgesetz. Er schlägt vor, die „Einrichtung ei-
nes Telearbeitsplatzes oder die Ablehnung eines Antrages auf einen Telear-
beitsplatz“ in der Aufzählung zu ergänzen bzw. als Beispiel für eine Mitbestim-

mung bei Maßnahmen ähnlichen Gewichtes im Rahmen der innerdienstlichen 
Allzuständigkeit zu ergänzen.  

 

Zu Abs. 1 Nr. 28 „Beurteilungsrichtlinien für Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer“  

Der neue Entwurf sieht im Ergebnis der Rechtsentwicklung im Beurteilungswe-
sens die Übernahme der Hamburger Regelung vor. Dies stellt eine Einschrän-
kung im Vergleich zur bisherigen Mitbestimmung dar. Der DGB schlägt vor, 



 

Seite 27/35 

diesen Mitbestimmungstatbestand in den § 82 „Uneingeschränkte Mitbestim-
mung“ zu verschieben. Dies wäre unstrittig verfassungsrechtlich zulässig.  

 

Zu Abs. 2 Nr. 1: „Inhalt von Personalfragebögen“ 

Der DGB hat ursprünglich vorgeschlagen, den „Inhalt von Personalfragebögen 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer“ entsprechend der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichtes und dem MBG Schl.-H. in den Katalog der ver-

bindlichen Mitbestimmungstatbestände aufzunehmen. Die nun vorgesehene 
statusgruppenunabhängige Regelung entspricht den Regelungen des BPersVG, 
des NPersVG und des HmbPersVG und wird damit vom DGB mitgetragen. 

 

Zu Abs. 2 Nr. 4 „Verhaltens- und Leistungskontrolle“  

Der DGB protestiert entschieden gegen die nun abweichend von den bisherigen 

Diskussionen in der Arbeitsgruppe vorgesehene Formulierung in § 83 Abs. 2 Nr. 
4. Künftig soll eine Mitbestimmung des Personalrates nur noch erfolgen, wenn 
technische Einrichtungen „dazu bestimmt sind, das Verhalten oder die Leis-

tung der Beschäftigten zu überwachen“. Bisher erfolgte eine Mitbestimmung 

bereits dann, wenn die entsprechenden technischen Einrichtungen geeignet 
waren, das Verhalten oder die Leistung der Beschäftigten zu überwachen.  

Die nun vorgesehene Fassung stellt eine deutliche Einschränkung der Mitbe-

stimmung der Personalräte insbesondere hinsichtlich von Maßnahmen der Di-
gitalisierung dar. Sie steht im offenen Widerspruch zum Geist des Gesetzes und 

ist für den DGB nicht akzeptabel.  

Die neue Formulierung entspricht § 80 Abs. 1 Nr. 21 BPersVG und erfüllt damit 
dem Anspruch der CSU an Mitbestimmung. Die deutlich fortschrittlicheren Per-
sonalvertretungsgesetze der norddeutschen Länder Hamburg, Schleswig-Hol-

stein und Niedersachsen sowie das bisher in Mecklenburg-Vorpommern gel-

tende Recht gehen darüber hinaus.  

Der DGB erwartet deswegen die Beibehaltung der bisherigen Regelung:  

„Einführung, Anwendung, wesentliche Änderung oder wesentliche Er-
weiterung von technischen Einrichtungen, die geeignet sind, das Ver-

halten oder die Leistung der Beschäftigten zu überwachen,“  

Den Hinweis in der Begründung, die neue Formulierung würde im Wesentli-

chen der bisherigen Regelung entsprechen, wertet der DGB als grob irrefüh-
rend. 

 

Weitergehende Vorschläge für Mitbestimmungstatbestände 

Der DGB bittet darum, die Aufnahme der folgenden, weiteren möglichen Mitbe-
stimmungstatbestände in den Katalog der eingeschränkten Mitbestimmung zu 
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prüfen bzw. diese Beispiele als Beispiele für eine Mitbestimmung im Rahmen 
der Allzuständigkeit in die Gesetzesbegründung aufzunehmen:  

• Raumzuweisung, 

• Versagen der Bildungsfreistellung, 

• Einrichtung von Plätzen für den Bundesfreiwilligendienst oder den Ju-
gendfreiwilligendienst,  

• Übertragung von Arbeiten der Dienststelle, die üblicherweise von ihren 
Beschäftigten vorgenommen werden, auf Dauer an Privatpersonen 

oder auf Dritte in jeglicher Rechtsform (Privatisierung). 

 

Zu Absatz 4 „ordentliche Kündigung“  

Hier übernimmt der Gesetzesentwurf zu Lasten der Beschäftigten die sehr rest-
riktiven und bürokratischen Regelungen des Bundespersonalvertretungsgeset-

zes. Der DGB kann hierfür keine Notwendigkeit erkennen und bittet darum, auf 
diesen Absatz zu verzichten. Er stellt eine erkennbare Verschlechterung im Ver-
gleich zum geltenden Recht dar. Die in § 75 vorgesehenen Begründungspflich-

ten für eine Zustimmungsverweigerung des Personalrates sind auch bei diesem 
Sachverhalt mehr als ausreichend, der neue Absatz 4 überflüssig.  

 

Zu Absatz 6 „fristlose Entlassungen und außerordentliche Kündigungen“ 

Auch an dieser Stelle ist für den DGB die Notwendigkeit der Aufnahme einer 
Sonderregelung nicht erkennbar. Der DGB weist darauf hin, dass § 75 Abs. 2 

eine Fristverkürzung für die Mitbestimmung des Personalrates in dringenden 
Fällen auf bis zu drei Tagen vorsieht. Die Notwendigkeit dieser Regelung wurde 
im Rahmen der Diskussion in der Arbeitsgruppe mit dem dringenden Hand-

lungsbedarf bei fristlosen Entlassungen und außerordentlichen Kündigungen 
begründet. Wenn der Gesetzesentwurf für diese Fälle eine separate Frist vor-

sieht, dann stellt sich die Frage, warum weiterhin allgemein in § 75 Abs. 2 die 

Möglichkeit einer Verkürzung der Beteiligungsfrist in dringenden Fällen auf bis 
zu drei Tage möglich sein soll. 

Der DGB weist darauf hin, dass auch bei derart kurzen und für den Personalrat 

nicht planbaren Fristen eine Befassung des Personalrates möglich sein muss. 
Dies setzt voraus, dass die Mitglieder des Personalrates kurzfristig aus dem akti-

ven Dienst in eine entsprechende Freistellung zur Teilnahme an einer Personal-

ratssitzung wechseln können bzw. derart kurzfristige Vorgänge mit Priorität vor 
anderen dienstlichen Aufgaben bearbeiten können. Insbesondere in Bereichen 

mit Schicht- und Wechselschichtdiensten, bei besonderen Lagen, an Schulen 

oder bei nicht freigestellten Personalratsmitgliedern wird dies mit Herausforde-
rungen für die Dienststellen und den Personalrat gleichermaßen verbunden 

sein. 
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Zu Absatz 8 „Beschäftigte mit überwiegend wissenschaftlicher oder künstleri-
scher Tätigkeit“  

Die Neuregelung in Satz 3 zur Mitbestimmung in Personalangelegenheiten bei 
Beschäftigten mit überwiegend wissenschaftlicher oder künstlerischer Tätigkeit 

ersetzt die bisherige Regelung in § 68 Abs. 3. Die Neufassung erfüllt das Verspre-
chen der Landesregierung aus dem Koalitionsvertrag, „die personalvertre-

tungsrechtliche Mitbestimmung für alle Menschen, die mit den Hochschulen in 
einer Arbeitsbeziehung stehen, auszubauen.“ 

Der DGB hatte im Rahmen der Diskussion im Sinne des Koalitionsvertrages die 
komplette Streichung der Antragerfordernis für die Mitbestimmung in Perso-

nalangelegenheiten bei Beschäftigten mit überwiegend wissenschaftlicher 

oder künstlerischer Tätigkeit gefordert. Die nun vorgesehen Formulierung stellt 
einen Kompromiss zwischen dem DGB und dem für Wissenschaft zuständigen 
Ministerium dar und wird entsprechend mitgetragen.  

 

Zu Absatz 9 

Der DGB schlägt vor, nur Beamtinnen und Beamte der B-Besoldung, aber nicht 

schon ab A 16, von der Mitbestimmung auszunehmen. Dies wäre eine angemes-
sene Reaktion auf die seit 1993 gestiegene Anzahl an A 16-Stellen im Landes-

dienst. Auch § 89 Abs. 2 HmbPersVG und § 51 Abs. 6 MBG Schl.-H. nehmen nur 
die Beamtinnen und Beamten der B-Besoldung von der Mitbestimmung bei 

personellen Maßnahmen aus.  

 

Vorschlag für einen neuen Absatz 10 

Der DGB schlägt die Aufnahme eines neuen Absatz 10 vor, der analog § 88 Abs. 
8 HmbPersVG wie folgt lauten sollte:  

„(8) Vorentwurfspläne und Entwurfspläne für Neu-, Um- und Erweite-

rungsbauten der Dienststelle sowie für Arbeits- und Aufenthaltsräume 
sind vor der Einreichung bei der zuständigen Stelle mit dem Personalrat 

zu beraten.“  

Eine ähnliche Regelung findet sich in § 87 Abs. 2 BPersVG. 

 

Zu § 85 „Ressortübergreifende Mitbestimmung“ 

Der vorliegende Gesetzesentwurf sieht ein neues Modell für die ressortüber-

greifende Mitbestimmung auf Landesebene vor. Dieser Vorschlag stellt eben-

falls einen Kompromiss innerhalb der Arbeitsgruppe dar. Das Personalvertre-

tungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern kennt bisher keine 
ressortübergreifende Mitbestimmung.  Das Fehlen entsprechender Regelungen 



 

Seite 30/35 

in Mecklenburg-Vorpommern wird bisher mit kreativen Lösungen umgangen. 
Mehr Rechtssicherheit und Verbindlichkeit wären hier sinnvoll. 

In Niedersachsen, Hamburg und Schleswig-Holstein werden ressortübergrei-
fende Vereinbarungen mit den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften DGB 

und dbb abgeschlossen. Diese Vereinbarungen ersetzen die Mitbestimmung 
der (örtlichen) Personalräte. Klassische Vereinbarungsthemen sind dabei lan-

desweit eingeführte IT-Verfahren (Bürokommunikation, e-Akte, Digitale Perso-
nalakte, elektronische Workflows etc.), Fragen des Gesundheitsmanagements, 

mobile Arbeit und Telearbeit, Beurteilungsrichtlinien. Dieses Modell hat sich in 
den drei Ländern bewährt und die Digitalisierung deutlich erleichtert. Über das 
Instrument der Vereinbarung können landesweit einheitliche Standards gesetzt 
werden. In den Ländern Bremen und Berlin wird dies durch zentrale Gesamt- 
bzw. Hauptpersonalräte für alle Beschäftigten der jeweiligen Länder erreicht. 

Die nun vorgesehene Aufwertung der AG HPR stellt neben diesen beiden Model-
len einen dritten Weg dar.  

Die vorgeschlagene Aufwertung der AG HPR zur Wahrnehmung der ressortüber-
greifenden Mitbestimmung darf nicht dazu führen, dass die Arbeitsgemein-

schaft Aufgaben der einzelnen Hauptpersonalräte, der Tarifvertragsparteien 
oder der Spitzenorganisationen der Gewerkschaften an sich zieht. Es ist deswe-

gen im Gesetz eine klare Abgrenzung der Aufgaben und der Kompetenzen 
wahrzunehmen. Ein allgemeinpolitisches Mandat wird mit der ressortübergrei-

fenden Mitbestimmung nicht begründet. Eine Vertretung nach außen stößt an 
die Grenzen der dienst- und arbeitsrechtlich verankerten Verschwiegenheits-

pflichten sowie der Amtsverschwiegenheit als Kernpflicht und hergebrachten 
Grundsatz des Berufsbeamtentums.   

 

Zu Abs. 2 „Stimmverteilung“ 

Der Staffelung 300 – 600 – 1000 für die Stimmverteilung in der AG HPR scheint 

sehr niedrig angesetzt zu sein. Angesichts teilweise deutlich größerer Personal-

körper sollte hier eine stärkere Differenzierung angesetzt werden. Dies gilt 

umso mehr als das diese Stimmverteilung nicht nach einzelnen Hauptpersonal-
räten, sondern gebündelt für ein Ressort erfolgen soll.   

 

Zu Abs. 10 „Anstalten des öffentlichen Rechts“  

Neben den Anstalten des öffentlichen Rechts sollten auch die Universitätsmedi-
zin Greifswald und die Universitätsmedizin Rostock als rechtsfähige Teilkörper-
schaft der jeweiligen Universitäten sowie die Stiftungen des öffentlichen Rechts 

aus dem Geltungsbereich der ressortübergreifenden Mitbestimmung ausge-

nommen werden. Denkbar wäre es auch, generell die Körperschaften öffentli-

chen Rechts auszunehmen.  
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Zu § 89 „Arbeitsgemeinschaften auf Landesebene“  

Die Regelung zu den Arbeitsgemeinschaften bleibt zum bisherigen Stand unver-
ändert.  

Zu den Anhörungsrechten der Arbeitsgemeinschaften merkt der DGB an, dass 
die Wahrnehmung der Interessenvertretung der Beamtinnen und Beamten in 

Rechtsetzungsverfahren mit den Beteiligungsrechten der Spitzenorganisatio-
nen in § 53 Beamtenstatusgesetz des Bundes und in § 93 des Landesbeamten-

gesetzes abschließend geregelt ist. Hier besteht kein Bedarf für ein Mandat der 
Personalvertretungen. § 84 sieht weiterhin vor, dass der Personalrat bei Maß-
nahmen, an deren Vorbereitung die Spitzenorganisationen der Gewerkschaften 

nach § 92 des Landesbeamtengesetzes zu beteiligen sind, nicht beteiligt wird. 

Diese Regelung sollte beibehalten und in klarstellender Form auf die Arbeitsge-
meinschaften der Personalräte ausgeweitet werden.  

 

Zu § 90 „Hochschulen und Universitätsmedizin“  

Sowohl das aktuelle Personalvertretungsgesetz als auch der nun vorliegende 
Entwurf kennen keine Regelungen für den Fall, dass beteiligungspflichtige Maß-

nahmen der Entscheidung der Gremien nach dem Hochschulgesetz unterlie-
gen. Hier findet bisher – im Unterschied zu den kommunalen Gremien – keine 

Beteiligung des Personalrates statt. Die Beteiligung des Personalrates gegen-
über den kommunalen Gremien in entsprechenden Fällen richtet sich nach § 97 

des vorliegenden Entwurfes. Anstelle des Beteiligungsverfahrens tritt hier ein 
Informations- und Anhörungsrecht in den entsprechenden Gremien.  

Der DGB schlägt vor, entsprechende Informations- und Anhörungsrechte des 

Personalrates nach dem Vorbild des § 77 Abs. 6 und 7 MBG Schl.-H. auch in ei-

nem novellierten Personalvertretungsrecht für das Land Mecklenburg-Vorpom-
mern zu verankern.  

 

Zu § 91 „Vertretung der Hilfskräfte“  

Die vorgesehene Einführung der neuen Vertretung für Hilfskräfte stellt einen 
wesentlichen Fortschritt zum Status Quo dar. Sie ist ein Kompromiss aus den in 
den Hochschulleitungen herrschenden Vorbehalten gegenüber einer stärkeren 

Beteiligung junger Menschen und den Versprechen aus dem Koalitionsvertrag.  

Grundsätzlich sollte aus Sicht des DGB und seiner Gewerkschaften an den 

Hochschulen und Forschungseinrichtungen den Lehrbeauftragten, den Promo-

vierenden (Doktorandinnen und Doktoranden) sowie den studentischen und 
wissenschaftlichen Hilfskräften das Wahlrecht zu den wissenschaftlichen Perso-
nalräten nach § 76 Abs. 2 PersVG eingeräumt werden. Das aktive und passive 

Wahlrecht der oben genannten Personenkreise wäre dabei unabhängig von ei-
nem dienstrechtlichen Verhältnis zur Hochschule bzw. Forschungseinrichtung 

zu gewährleisten. Perspektivisch müssen aus Sicht des DGB studentische und 
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wissenschaftliche Hilfskräfte Beschäftigte im Sinne des Personalvertretungsge-
setzes werden und in die volle Zuständigkeit des Personalrates fallen. Ein ent-

sprechendes Wahlrecht ist vorzusehen. 

Die nun vorgesehene Regelung trägt der DGB im Rahmen eines Gesamtkom-

promisses mit, vertritt jedoch weiterhin deutlich weitergehende Vorstellungen 
einer Mitbestimmung der Beschäftigten an den Hochschulen. 

Der DGB schlägt vor, in Absatz 5 explizit auf die Personalräte nach § 90 Abs. 2 zu 

verweisen. In der DGB-internen Beratung kam die Frage auf, welche Personal-
räte hier konkret gemeint sind.  

Der DGB bittet darum, in Absatz 6 zur Rechtsstellung auch auf die sinngemäße 

Anwendung der §§ 39 und 40 zu verweisen. Um eine effektive Arbeit der neuen 

Vertretung sicherzustellen, kann die Wahrnehmung geeigneter Qualifizierungs-
maßnahmen erforderlich sein. Im Falle von Konflikten bietet der sinngemäße 

Verweis auf den § 40 einen gewissen Schutz vor ungerechtfertigter Sanktionie-
rung.  

 

Zu § 92 „Bildung von Personalräten an den Schulen“ 

Der DGB bittet darum, in § 92 Abs. 2 hinter „Die Lehrkräfte der Schulen“ folgen-
den Einschub zu ergänzen:  

„… und das Personal nach § 100 Abs. 8 Schulgesetz M-V… “  

Es ist bereits bewährte Praxis, dass das pädagogische Personal im Landes-

dienst abseits von Lehrkräften die Vertretung der Lehrkräfte ebenfalls wählt 
und in diese hineingewählt werden kann. Der DGB setzt sich mit Nachdruck da-

für ein, dass diese lange gepflegte Praxis beibehalten und entsprechend rechts-
sicher im Gesetzestext verankert wird. 

 

 

Zu § 94 „Stufenvertretungen im Bereich des für Bildung zuständigen Minis-

teriums“  

Um effektiv arbeitende und beschlussfähige Fachgruppengrößen in den schuli-
schen Stufenvertretungen zu gewährleisten, schlägt der DGB vor, in § 94 Absatz 
2 Satz 2 sowie in Abs. 8 Satz 2 ersatzlos zu streichen sowie Satz 1 in beiden Ab-

sätzen entsprechend anzupassen.  

Die Staffelung innerhalb der Fachgruppen in den schulischen Stufenvertretun-

gen würde dann nur noch maximal sieben Mitglieder bei bis zu 1.000 Wahlbe-

rechtigten bzw. 10.000 Wahlberechtigten erlauben. Ein Aufwuchs auf neun 

Fachgruppenmitglieder bei mehr als 200 bzw. 2.000 zusätzlichen Wahlberech-
tigten wird durch den DGB als nicht zielführend erachtet. Eine Fachgruppen-
größe über sieben Mitglieder ist für die Arbeits- und Beschlussfähigkeit nicht 
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zuträglich. Zudem ist die Zahl der Stufenvertretungsmitglieder insgesamt auf 
27 gedeckelt. Das führt aktuell dazu, dass, durch das Auftreten großer Fach-

gruppen, kleine Fachgruppen Mitglieder nach dem D’Hondt-Verfahren abgezo-

gen bekommen. Das ist misslich und sollte möglichst vermieden werden. Die 
Deckelung der Fachgruppengröße auf sieben Mitglieder würde dazu einen 
wichtigen Beitrag leisten. 

 

Zu § 95 „Sondervorschriften, Verordnungsermächtigung“  

Die regelmäßigen Personalratswahlen finden gemäß § 19 Abs. 2 vom 01. März 
bis 31. Mai statt. Die Konstituierung von schulischen Personalvertretungen ge-

staltet sich unmittelbar nach diesem Zeitraum schwierig. Insbesondere neu ge-

wählte Beschäftigte profitieren dann in unterschiedlichem, aber doch erhebli-
chem Umfang von Abminderungsstunden. Das stellt insbesondere kleine 

Schulen vor erhebliche schulorganisatorische Herausforderung. Denn mitten 
im laufenden Schuljahr ist die Absicherung ausfallender Fachlehrkräftestunden 
durch qualifiziertes Personal schwer.  

Der DGB plädiert daher dafür, nur für die Beschäftigten des Unterabschnitts 

Schule den Wahlzeitraum entweder bis Ende August auszudehnen oder auf 

Juni bis August zu verlegen. In § 95 könnte ein neuer Abs. 6 geschaffen werden, 
der dies ermöglicht. 

 

Zur anstehenden Überarbeitung der Wahlordnung  

Im Nachgang zur Novellierung des PersVG soll eine Überarbeitung der Wahlord-
nung erfolgen. Dies ist durch die vorgesehenen neuen Regelungen im Bereich 

der Digitalisierung, die Einführung von Geschlechterquoten und neuer Gremien 
der Personalvertretung zwingend erforderlich. Der DGB weist hiermit darauf 

hin, dass es sich bei der Neufassung der Wahlordnung zum Personalvertre-

tungsgesetz um eine gesetzliche Regelung der beamtenrechtlichen Verhält-

nisse handelt, die nach § 53 des Beamtenstatusgesetz des Bundes, nach § 92 
des Beamtengesetzes für das Land Mecklenburg-Vorpommern und nach der 
zwischen der Landesregierung und dem DGB abgeschlossenen Beteiligungsver-

einbarung der beamtenrechtlichen Beteiligung unterliegt. Der DGB bittet um 
eine frühzeitige Beteiligung.  

 

Weitergehende Vorschläge des DGB 

 

Übernahme von Auszubildenden 

Der Gesetzesentwurf sieht keine Regelung zur Übernahme von Auszubildenden 

vor, die Mitglied des Personalrates oder einer Jugend- und 
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Auszubildendenvertretung sind. Dies wäre im Gesamtpaket der Stärkung jun-
ger Menschen im Gesetz entsprechend zu ergänzen.  

Entsprechende Regelungen finden sich beispielsweise in § 53 HmbPersVG und 
§ 56 BPersVG. Der DGB schlägt folgende Regelung zur Übernahme vor:  

§ xyz „Besonderer Schutz der Auszubildenden“ 

(1) Beabsichtigt der Arbeitgeber, eine Beschäftigte oder einen Beschäf-
tigten, die oder der in einem Berufsausbildungsverhältnis nach dem 

Berufsbildungsgesetz, der Handwerksordnung, dem Krankenpflegege-
setz, dem Pflegeberufegesetz, dem Hebammengesetz oder in einem 
vergleichbaren dualen Studium steht und die oder der Mitglied einer 

Personalvertretung oder einen Jugend- und Auszubildendenvertretung 

ist, nach erfolgreicher Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses 
nicht in ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit zu übernehmen, so 

hat er dies drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsverhält-
nisses der betroffenen Person schriftlich mitzuteilen. 

(2) Verlangt eine Auszubildende oder ein Auszubildender im Sinne des 

Absatzes 1, die oder der Mitglied des Personalrats ist, innerhalb der letz-

ten drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses 

schriftlich die Weiterbeschäftigung, so gilt im Anschluss an das erfolg-
reiche Berufsausbildungsverhältnis ein Arbeitsverhältnis auf unbe-

stimmte Zeit als begründet. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch, wenn das Berufsausbildungsver-
hältnis vor Ablauf eines Jahres nach Beendigung der Amtszeit der Per-

sonalvertretung oder der Jugend- und Auszubildendenvertretung er-
folgreich endet. 

(4) Wenn Tatsachen vorliegen, auf Grund derer dem Arbeitgeber unter 
Berücksichtigung aller Umstände die Weiterbeschäftigung nicht zuge-
mutet werden kann, so kann er spätestens bis zum Ablauf von zwei Wo-
chen nach Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses beim Ver-

waltungsgericht beantragen, 

1. festzustellen, dass ein Arbeitsverhältnis nach Absatz 2 oder 3 nicht 

begründet wird, oder 

2. das bereits nach Absatz 2 oder 3 begründete Arbeitsverhältnis aufzu-

lösen. 

In dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht ist die Personalvertre-
tung, bei einem Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretung 
auch diese beteiligt.  

(5) Die Absätze 2 bis 4 sind unabhängig davon anzuwenden, ob der Ar-

beitgeber seiner Mitteilungspflicht nach Absatz 1 nachgekommen ist. 
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Zur Einführung von Wirtschaftsausschüssen 

Im Geltungsbereich des Personalvertretungsgesetzes findet sich eine ganze 
Reihe von wirtschaftlich tätigen bzw. nach unternehmerischen Grundsätzen ar-
beitenden Dienststellen. Dies gilt beispielsweise für die Universitätskliniken, 

Grundlage für die dortige Personalplanung sind die Erlöse aus der Krankenver-
sorgung und die darauf basierende Stellenbemessung. Die Kenntnis der wirt-

schaftlichen Rahmenbedingungen der Dienststelle ist hier für die Wahrneh-
mung der Mitbestimmung der Personalräte von hoher Bedeutung. Ähnliches 

gilt für die Landesforsten, andere Körperschaften, Anstalten des öffentlichen 
Rechtes oder Stiftungen des Landes. 

Ein novelliertes Personalvertretungsgesetz muss deshalb sicherstellen, dass die 

Personalräte die Möglichkeit erhalten, sich in qualifizierter Form mit den wirt-
schaftlichen Gegebenheiten ihrer Dienststelle auseinanderzusetzen und die 
hierfür notwendigen Informationen zu erhalten. 

In Anlehnung an § 106 Betriebsverfassungsgesetz und die Personalvertretungs-
gesetze anderer Bundesländer (u.a. Niedersachsen, Hamburg, Nordrhein-West-

falen, Baden-Württemberg) ist deshalb die Möglichkeit zu schaffen, dass auf An-
trag des Personalrates in Dienststellen mit mehr als 100 Beschäftigten ein 

Wirtschaftsausschuss eingerichtet wird. Aufgabe des Wirtschaftsausschusses ist 

es, wirtschaftliche Angelegenheiten der Dienststelle zu beraten und den Perso-

nalrat zu unterrichten. Dem Wirtschaftsausschuss sind hierfür umfangreiche In-

formations- und Beratungsrechte zu den wirtschaftlichen Angelegenheiten der 
Dienststelle einzuräumen. Werden im Bereich einer Dienststelle mehrere Perso-
nalräte gebildet, so ist sicherzustellen, dass jedem der Personalräte das Recht 

eingeräumt wird, einen Wirtschaftsausschuss für die Dienststelle zu bilden und 

jeder Personalrat im Wirtschaftsausschuss angemessen vertreten ist. 

Der Wirtschaftsausschuss ist explizit kein Beschlussgremium. Er dient vielmehr 

der Information der Personalvertretung in wirtschaftlichen Fragen und ermög-
licht es so, diese im Rahmen der Mitbestimmung angemessen zu berücksichti-

gen. Angesichts teilweise komplexer ökonomischer Steuerungsinstrumente er-

höhen sie durch Transparenz die Qualität der Mitbestimmung. 

 

Der DGB bittet um die Berücksichtigung seiner Hinweise und Anmerkungen.  

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

Olaf Schwede  


